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Arbeitsgruppe der Fachschulen Heilerziehungspflege der Region Weser-Ems
Niedersächsische Landesschulbehörde, 
Dezernat 4 – 

Prüfungshandbuch 
Fachschule Heilerziehungspflege
Grundlage BbS-VO vom 23. Juni 2014 

(berücksichtigt die zum 01.08.2017 in Kraft getretenen Änderungen)
Stand: 27.02.2016
Vorwort 
zur Anpassung an die BbS-VO 2014 
Die Änderungen der Verordnung über berufsbildende Schulen im Jahr 2014 machten eine Überarbeitung und Anpassung des Ausbildungshandbuches erforderlich. 
Die Struktur des Handbuches wurde grundsätzlich bei der Überarbeitung beibehalten. 
Neuregelungen u.a. in der Stundentafel, Erwerb der FHS-Reife sind eingearbeitet und in der Zeugnisvorlage berücksichtigt. 

Für die Abschlussprüfung ist die Fassung der BbS-VO anzuwenden, die bei Beginn des Bildungsgangs galt. 

Es ist weiterhin vorgesehen, das Handbuch wenn notwendig zu aktualisieren und Verbesserungshinweise aus der Praxis aufzunehmen. 

Die jeweils neueste Version ist auf dem Niedersächsischen Bildungsserver (nibis) veröffentlicht: http://www.nibis.de/nibis.phtml?menid=2900
Zur Orientierung ist in der Kopfzeile und im Deckblatt das aktuelle Überarbeitungsdatum des Handbuches angegeben. 
Wenn Sie Fehler finden, Ergänzungs- oder Verbesserungsvorschläge haben, wenden Sie sich bitte an die zuständigen Dezernenten/-innen oder Fachberater/-innen der Niedersächsischen Landesschulbehörde.
An der Überarbeitung haben mitgewirkt:

Regina Havenstein 

Fachberaterin der Landesschulbehörde, RA Osnabrück 
Jürgen Kemper

FS Heilerziehungspflege, Quakenbrück

Christel Meyners

FS Heilerziehungspflege, Delmenhorst

Jutta Schlochtermeyer
FS Heilerziehungspflege, Osnabrück

Gitta Virgin


FS Heilerziehungspflege, Varel

Volker Weihrauch

FS Heilerziehungspflege, Papenburg

Ergänzender Hinweis
Als Ergänzung zum Handbuch ist in einer eigenen Excel-Datei „Prüfungsbogen HEP 2014-V.Weihrauch“ ein Vorschlag für den Prüfungsbogen und  die Notenermittlung auf dem nibis-server eingestellt. 
www.nibis.de/nibis.php?menid=2900
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	1.2.2 Detailregelungen zur BbS-VO:
Zweiter Abschnitt
Aufnahmeverfahren
§ 2
Anmeldung
(1) 1Die Schülerinnen und Schüler haben sich an der Schule, die sie besuchen wollen, für einen bestimmten Bildungsgang anzumelden. 2Die Schule kann für einzelne Bildungsgänge Anmeldefristen festsetzen.
(2) 1Der Anmeldung sind mindestens
1. beglaubigte Abschriften oder beglaubigte Ablichtungen der Nachweise über die geforderten Aufnahmevoraussetzungen
2. ein Lebenslauf mit Angaben über den bisherigen Bildungsweg und
3. eine Erklärung, ob und gegebenenfalls an welcher Schule die Bewerberin oder der Bewerber an einem Aufnahmeverfahren zu einem früheren Schuljahr erfolglos teilgenommen hat, beizufügen. 2Sofern Nachweise nach Satz 1 Nr. 1 bei der Anmeldung noch nicht erbracht werden können, ist glaubhaft zu machen, dass die Aufnahmevoraussetzungen bei Unterrichtsbeginn erfüllt sein werden.
§ 4
Auswahlverfahren
(1) Übersteigt die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet des Schulträgers haben die Aufnahmekapazität und wird deshalb die Aufnahme nach § 59 a Abs. 4 Satz 1 NSchG beschränkt, so ist ein Auswahlverfahren nach § 59 a Abs. 4 Satz 2 NSchG durchzuführen.

	Wenn Anmeldefristen gegeben sind, ergeben sich Auswirkungen auf das Auswahlverfahren. Verspätet eingegangene Bewerbungen müssen nicht berücksichtigt werden. 
Die Vorlage des Originalzeugnisses kann bei persönlicher Anmeldung die beglaubigte Abschrift ersetzen. Die Fachschule erstellt eine Kopie mit dem Vermerk „Original hat vorgelegen“. 

§ 59 a Abs. 4 Satz 1 und 2 NSchG
1Die Aufnahme in eine berufsbildende Schule, die keine Berufsschule ist, kann beschränkt werden, wenn die Zahl der Anmeldungen die Aufnahmekapazität der Schule überschreitet. 2Für die Auswahl gelten folgende Grundsätze:
1. Bis zu zehn vom Hundert der vorhandenen Plätze sind an Bewerberinnen oder Bewerber zu vergeben, deren Ablehnung eine außergewöhnliche Härte darstellen würde. 
 2. Bis zu 40 vom Hundert der verbleibenden Plätze werden an Bewerberinnen oder Bewerber vergeben, die in einem früheren Schuljahr wegen fehlender Plätze nicht aufgenommen werden konnten; über die Rangfolge entscheidet die Dauer der Wartezeit, bei gleich langer Wartezeit entscheiden Eignung und Leistung. 
 3. Die übrigen Plätze werden nach Eignung und Leistung vergeben. 


	(2) Können alle in Absatz 1 genannten Bewerberinnen und Bewerber ohne Auswahlverfahren aufgenommen werden, reicht aber die Zahl der verbleibenden freien Plätze nicht aus, um alle übrigen Bewerberinnen und Bewerber aufzunehmen, so ist für diese ein Auswahlverfahren nach § 59a Abs. 4 Satz 2 NSchG durchzuführen.
(3) 1Über die Aufnahme entscheidet ein Aufnahmeausschuss, der aus einer Lehrkraft als vorsitzendem Mitglied und zwei Lehrkräften, die in dem betreffenden Bildungsgang an der Schule unterrichten, besteht. 2Die Bildung des Ausschusses und die Bestellung des vorsitzenden Mitglieds obliegt der Schulleiterin oder dem Schulleiter. 3Der Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit Mehrheit. 4An den Sitzungen des Aufnahmeausschusses können ohne Stimmrecht eine Vertreterin oder ein Vertreter des Schülerrates und eine Vertreterin oder ein Vertreter des Schulelternrates teilnehmen.
(4) 1Die zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber haben innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Aufnahmeentscheidung mitzuteilen, ob sie den zugeteilten Platz in Anspruch nehmen. 2Nach Ablauf dieser Frist werden die nicht in Anspruch genommenen Plätze im Nachrückverfahren nach Eignung und Leistung vergeben. 
	Die öffentlichen Schulen müssen bei der Vergabe auch ihr Einzugsgebiet berücksichtigen. SuS außerhalb der eindeutig definierten Einzugsbereiche können nur nachrangig und nach Rücksprache mit dem Schulträger (Kostenübernahme) aufgenommen werden.


	Dritter Abschnitt
Versetzung
§ 5
Voraussetzungen der Versetzung
(1) 1Eine Schülerin oder ein Schüler ist am Ende eines Schuljahres zu versetzen, wenn die Leistungen in allen unterrichteten Lernbereichen jeweils mit mindestens der Note „ausreichend“ bewertet worden sind und in den Lernbereichen zugeordneten Einzelnoten insgesamt entweder in nicht mehr als zwei Fällen die Note „mangelhaft“ oder höchstens in einem Fall die Note „ungenügend“ erreicht worden ist. ² Über die Festsetzung der Noten für einen Lernbereich entscheiden die Lehrkräfte, die die Schülerin oder den Schüler in dem Lernbereich planmäßig unterrichtet haben, nach Maßgabe des § 22 Abs. 3 Satz 1.

(2) Können einzelne Noten, die einem Lernbereich zugeordnet sind, aus Gründen, die die Schülerin oder der Schüler nicht zu vertreten hat, nicht vergeben werden, so bleiben diese bei der Versetzung unberücksichtigt.
§ 6
Nichtversetzung
(1) Wer nicht versetzt worden ist, kann den Schuljahrgang wiederholen.
(2) 1Wer denselben Schuljahrgang zweimal erfolglos besucht hat, muss den Bildungsgang verlassen. 2Es kann ausnahmsweise eine weitere Wiederholung desselben Schuljahrgangs gestattet werden, wenn im Wiederholungsjahr eine besondere außergewöhnliche Behinderung der Schülerin oder des Schülers vorgelegen hat und eine nochmalige Wiederholung aussichtsreich erscheint. 

	Lernbereiche sind: Berufsübergreifender Bereich, Berufsbezogener Lernbereich -Theorie-, Berufsbezogener Lernbereich 
-Praxis-  (vgl. Anlage Versetzungszeugnis)



	Vierter Abschnitt
Abschlussprüfung
§ 7
Prüfungsausschuss
(1) Für jede Abschlussklasse wird ein Prüfungsausschuss gebildet. 
(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus dem vorsitzenden Mitglied und den in § 36 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 und 2 NSchG genannten Mitgliedern der Klassenkonferenz. 
(3) 1Die Schulleiterin oder der Schulleiter bestellt eine Lehrkraft zum vorsitzenden Mitglied oder übernimmt den Vorsitz im Prüfungsausschuss selbst. Die schulfachliche Dezernentin oder der schulfachliche Dezernent der Schulbehörde kann den Vorsitz des Prüfungsausschusses übernehmen. 
(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn außer dem vorsitzenden Mitglied mindestens die Hälfte der Mitglieder, bei Entscheidungen in der mündlichen Prüfung außer dem vorsitzenden Mitglied mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder, anwesend sind. 
(5) 1Der Prüfungsausschuss beschließt mit Stimmenmehrheit über das Ergebnis der mündlichen und praktischen Prüfung. 2Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 3Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag. 4In der mündlichen Prüfung sind nur die Mitglieder stimmberechtigt, die an der Prüfung in dem jeweiligen Lernbereich ständig teilgenommen haben. 
§ 8
Termin der Abschlussprüfung 
1Die Abschlussprüfung findet am Ende des Bildungsganges statt. 
§ 9
Teilnahme an der Abschlussprüfung
An der Abschlussprüfung nehmen alle Schülerinnen und Schüler der Abschlussklasse teil. 

	Mitglieder des Prüfungsausschusses sind: 
- Vorsitzende/r (*)
- unterrichtende Lehrkräfte
- Referendare mit eigenverantwortlichem Unterricht
* Bei Schulen in freier Trägerschaft hat der/die Dezernent/-in den Vorsitz. Der Vorsitz kann vom Dezernenten auf eine Vertretung übertragen werden.
Abstimmungen
Stimmberechtigt sind alle Mitglieder des Prüfungsausschusses. In der mündlichen Prüfung sind mind. 3 Mitglieder des Prüfungsausschusses anwesend.
Eine abschließende Sitzung des gesamten Prüfungsausschusses ist nur dann zwingend erforderlich, wenn Entscheidungen getroffen werden müssen, die über die Notenfindung in den einzelnen Fächern hinausgehen.
Eine Zulassung oder bestimmte Voraussetzungen sind nicht erforderlich.



	Text – BbS-VO
	Umsetzung

	§ 10 
Schriftliche Prüfung 
(1) Die schriftliche Prüfung besteht aus Klausurarbeiten. 
(2) 1Die Zahl der Klausurarbeiten und Gegenstände der schriftlichen Prüfung werden nach den Vorschriften der Anlagen zu § 33 bestimmt. 2Ermöglichen diese Vorschriften, zwischen mehreren Gegenständen einer Klausurarbeit zu wählen, so trifft ein Ausschuss, bestehend aus der Schulleiterin oder dem Schulleiter und den Lehrkräften, die in dem Lernbereich planmäßig unterrichtet haben, die Auswahl und teilt den Prüflingen den Prüfungsgegenstand drei Wochen vor der schriftlichen Prüfung mit. 3Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann eine Lehrkraft bestimmen, die sie oder ihn im Ausschuss vertritt. 
(3) 1Die Lehrkräfte, die den Prüfling planmäßig unterrichtet haben, legen der Schulleiterin oder dem Schulleiter vier Wochen vor der schriftlichen Prüfung für jede Klausurarbeit zwei Aufgabenvorschläge zur Auswahl vor. 2Die Aufgabenvorschläge sind auf der Grundlage der für den Unterricht maßgebenden fachlichen Bestimmungen zu erstellen. 3In den Aufgabenvorschlägen ist anzugeben, welche Hilfsmittel der Prüfling benutzen darf. 4Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann unter Angabe der Gründe neue Aufgabenvorschläge anfordern. 
(4) 1Sieht die Prüfungsaufgabe für den Prüfling eine Wahl zwischen mehreren Aufgaben vor oder erfordert die Art der Prüfungsaufgabe eine Vorbereitung durch den Prüfling, so verlängert sich die in den Anlagen zu §33 bestimmte Bearbeitungszeit um die Auswahl- und Vorbereitungszeit. 2Die Bearbeitungszeit ist in der Aufgabe für die Klausur anzugeben.
(5) 1Die Klausurarbeiten werden von den Lehrkräften beurteilt, die die Aufgaben erstellt haben. 2Die Beurteilung ist schriftlich zu begründen.
§ 11
Praktische Prüfung 
(1) 1Die Aufgaben für die praktische Prüfung werden von den Lehrkräften, die die Prüflinge in der Abschlussklasse in dem Lernbereich planmäßig unterrichtet haben, im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter festgelegt. 2§ 10 Abs. 2 Sätze 1 bis 3 und Abs. 3 Sätze 2 und 3 und Abs. 4 gilt entsprechend.
(2) 1Die Leistung in der praktischen Prüfung wird von den Lehrkräften beurteilt, die die Aufgabe gestellt haben. 2Die Beurteilung ist schriftlich zu begründen.
	Vgl. Kapitel 4 (Schriftliche Prüfung)
Entscheidung über Fächer und Gegenstände 3 Wochen vorher an Schüler/innen mitteilen. 
Vier Wochen vorher werden die beiden Prüfungsvorschläge bei der Schulleitung eingereicht. Die Prüfungsvorschläge werden nicht mehr in die Landesschulbehörde zur Kenntnis eingereicht. 
Weitere Erläuterungen und Beispiele dazu befinden sich im Kapitel 4 (Schriftliche Prüfung)
Umfassende Situationsbeschreibungen erfordern eine Einlesezeit. Empfehlung: 10-15 Min. Die Bearbeitungszeit beginnt nach der Einlesezeit.

Wird der Aufgabenvorschlag von zwei Lehrkräften erstellt, beurteilen beide zunächst ihren Teil und stellen gemeinsam das Gesamtergebnis fest.
Die Prüfungsvorschläge für die praktische Prüfung müssen nicht an die Landesschulbehörde zur Kenntnis geschickt werden.



	Text – BbS-VO
	Umsetzung

	§ 12
Mündliche Prüfung 
(1) 1Der Prüfungsausschuss bestimmt aufgrund der im Bildungsgang erbrachten Leistungen und der Ergebnisse der schriftlichen Prüfung für jeden Prüfling die Gegenstände der mündlichen Prüfung. 2Die mündliche Prüfung soll nur durchgeführt werden, wenn sie zur Klärung der Endzensur erforderlich ist. 
(2) Die Gegenstände der mündlichen Prüfung werden dem Prüfling zwei Werktage vor der mündlichen Prüfung zusammen mit den Ergebnissen der schriftlichen und der praktischen Prüfung bekannt gegeben. 
(3) § 10 Abs. 3 Sätze 2 und 3 und Abs. 4 gilt entsprechend.

(4) 1Die mündliche Prüfung wird vor dem Prüfungsausschuss durchgeführt und von den Mitgliedern, die die entsprechende schriftliche Prüfungsaufgabe gestellt haben, abgenommen. 2Das vorsitzende Mitglied und, mit seiner Zustimmung, jedes andere Mitglied des Prüfungsaus- schusses sind berechtigt, sich an der Abnahme der mündlichen Prüfung zu beteiligen. 3Der Prüfling soll in jedem Teilbereich der mündlichen Prüfung nicht länger als 15 Minuten geprüft werden. 
(5) 1Das vorsitzende Mitglied kann Gästen das Zuhören bei der mündlichen Prüfung gestatten. 2Je einer Vertreterin oder einem Vertreter, die vom Schülerrat und vom Schulelternrat benannt sind, ist das Zuhören zu gestatten, wenn der Prüfling nicht widerspricht. 3Zuhörerinnen und Zuhörer können ausgeschlossen werden, wenn der ordnungsgemäße Ablauf der mündlichen Prüfung dies erfordert.
	Mündliche Prüfungen sind nur in den Fächern der schriftlichen Prüfung möglich, wenn sie zur Klärung der Endnote erforderlich sind (d.h.: Keine mündliche Prüfung im berufsbezogenen Bereich -Praxis- und keine freiwillige Meldung mehr möglich).
Eine Pflicht zur Mitteilung über den Leistungsstand entfällt. Es wird empfohlen, die Schüler-/innen vor dem jeweiligen Prüfungsteil darüber zu informieren.

Für jedes Fach und den berufsbezogenen Lernbereich 
-praktische Ausbildung- sind von den Lehrkräften die im Bildungsgang erbrachten Leistungen zu einer Bildungsgangnote zusammenzufassen, wobei die Leistungen des letzten Ausbildungsjahres schwerpunktmäßig berücksichtigt werden.
Die Gegenstände der mündlichen Prüfung (hier Fächer und ggf. besondere Prüfungsmodalitäten) werden 2 Werktage vorher mitgeteilt. 
Eine Vorbereitungszeit für die mündliche Prüfung ist sinnvoll, aber nicht vorgeschrieben.
Prüfungsbogen auf Excel-Basis (vgl. Anlage) als Hilfsmittel.



	Text – BbS-VO
	Umsetzung

	§ 13 
Kombinierte Prüfung 
(1) Der Ausschuss nach § 10 Abs. 2 kann bestimmen, dass die Abschlussprüfung ganz oder teilweise als kombinierte Prüfung durchgeführt wird. 
(2) 1In der kombinierten Prüfung werden schriftliche, praktische oder mündliche Prüfungsteile ganz oder teilweise zu einer Prüfungsaufgabe zusammengefasst. 2Die §§ 10 bis 12 gelten entsprechend.
(3) Die Aufgaben der kombinierten Prüfung dürfen nur aus den in den Anlagen zu § 33 genannten Teilen der schriftlichen, praktischen und mündlichen Prüfung unter Einhaltung der Gesamtbearbeitungszeit gebildet werden.
§ 14 
Projektarbeit 
(1) 1Der Ausschuss nach § 10 Abs. 2 kann bestimmen, dass eine Projektarbeit als zusätzliche Prüfungsleistung gewertet wird. 2Ist eine Projektarbeit anzufertigen, so entscheidet der Ausschuss, ob in der schriftlichen Prüfung eine Klausurarbeit entfällt. 3Den Schülerinnen und Schülern sind die Entscheidungen des Ausschusses vor Beginn der Projektarbeit zur Kenntnis zu geben. 
(2) In der Projektarbeit wird eine komplexe praxisbezogene Aufgabe unter einer übergreifenden Themenstellung von einer Schülerin oder einem Schüler oder gemeinsam von mehreren Schülerinnen und Schülern bearbeitet. 
(3) Die Projektarbeit wird von den Lehrkräften, die die Projektarbeit planmäßig betreut haben, bewertet.
§ 15
Versäumnis
(1) Nimmt ein Prüfling ohne Genehmigung des vorsitzenden Mitglieds des Prüfungsausschusses an Prüfungsteilen nicht teil, so sind diese Teile mit der Note „ungenügend“ zu bewerten.
(2) 1Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn der Prüfling aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, verhindert ist. 2Die Gründe sind unverzüglich nachzuweisen. 3Wird das Versäumnis genehmigt, so entscheidet der Prüfungsausschuss über die Fortsetzung der Prüfung.
§ 16 
Täuschungsversuch
(1) 1Versucht ein Prüfling, das Ergebnis der Prüfung durch Täuschung zu beeinflussen oder anderen Prüflingen unerlaubte Hilfen zu geben, so nimmt er zunächst weiter an der Prüfung teil. 2Über die Folgen der Verfehlung entscheidet der Prüfungsausschuss. 3In der Regel ist der betroffene Prüfungsteil mit der Note „ungenügend“ zu bewerten. 4In leichten Fällen kann dem Prüfling die Wiederholung des Prüfungsteils aufgegeben oder Nachsicht gewährt werden. 
(2) Stellt sich nach Aushändigung des Abschlusszeugnisses heraus, dass ein Prüfling das Ergebnis seiner Prüfung durch Täuschung beeinflusst hat, so kann die Schule den Abschluss innerhalb eines Jahres seit der Aushändigung des Abschlusszeugnisses aberkennen und das Abschlusszeugnis zurückfordern, wenn wegen der Täuschung die Voraussetzungen für den Erwerb des Abschlusses nicht erfüllt sind.
§ 17
Störungen
Stört ein Prüfling die Prüfung so nachhaltig, dass die ordnungsgemäße Durchführung nicht möglich ist, so kann der Prüfungsausschuss den Prüfling von der weiteren Prüfung ausschließen und die Abschlussprüfung in allen weiteren Teilen mit der Note „ungenügend“ bewerten.
§ 18
Prüfungsniederschriften
Über die Abschlussprüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, in die die Ergebnisse aller für den Abschluss bedeutsamen Leistungen und Entscheidungen aufzunehmen sind.
§ 19
Prüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler 
§ 20
Prüfung für Fernlehrgangsteilnehmerinnen und Fernlehrgangsteilnehmer
§ 21
Prüfung für Schülerinnen und Schüler der Schulen des Bundes

	Das Gesamtergebnis ist weiterhin zu ermitteln.
Es ist zu prüfen, welchen Einfluss die Täuschung auf die Endnote und damit auf das Endergebnis hätte. Aberkennung ergibt sich nur dann, wenn durch die Note 6 die Bedingungen des § 23, Absatz 2 nicht erfüllt sind. 
Prüfungsniederschriften:
- Protokolle des Prüfungsausschusses,
- Prüfungsbogen mit Daten der Schüler, Leistungsstände, Prüfungsleistungen, Endnoten
- Protokolle der schriftl., prak-tischen, mündlichen Prüfung
Aufbewahrungsfristen:

Runderlass des MK vom 02.01.2012 – 11-02201/1
Die Ermittlung der Endnoten muss sich aus den Aufzeichnungen des Prüfungsbogens ergeben.
§19 gilt nicht für FS HEP, geregelt in Anlage 8 zu § 33 dort der § 7.
§ 20 ist zurzeit in Niedersachsen nicht relevant
§ 21: vgl. Anmerkung zu §20



	Text – BbS-VO
	Umsetzung

	Fünfter Abschnitt
Leistungsbewertung und Abschlüsse
§ 22
Leistungsbewertung, Zeugnis
(3) 1Die Note für die Leistung in einem Lernbereich ist aus den in den zugeordneten Fächern erbrachten Leistungen unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Zeitanteile und der Bedeutung der vermittelten Kompetenzen für den Bildungsgang zu ermitteln. ²Werden im Rahmen einer Abschlussprüfung fächerübergreifende Prüfungsleistungen erbracht, fließen diese in die Note für den Lernbereich ein. 3Prüfungsleistungen, die in einem bestimmten Fach erbracht werden, fließen in die Note für das jeweilige Fach ein.
(4) Sind Teile der Ausbildung in einer anderen außerschulischen Einrichtung durchzuführen und die dort erbrachten Leistungen zu benoten, so kann die Schule die Benotung dieser Leistungen auf Einrichtungen übertragen, wenn die Benotung von fachlich und pädagogisch qualifiziertem Personal vorgenommen wird.
(7) 1In Zeugnissen, in denen der Erwerb der Fachhochschulreife bescheinigt wird ist eine Durchschnittsnote als arithmetisches Mittel aller im Abschlusszeugnis ausgewiesenen Noten anzugeben. 2Die aus den jeweiligen Einzelnoten gebildeten Lernbereichsnoten bleiben dabei unberücksichtigt. 3Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt; es wird nicht gerundet.
§ 23
Abschlüsse
(1) An den berufsbildenden Schulen können nach Maßgabe der Vorschriften des zweiten Teils berufliche und nach Maßgabe der §§ 25 bis 31 schulische Abschlüsse erworben werden.
(2) 1Ein beruflicher oder schulischer Abschluss wird erworben, wenn der Bildungsgang erfolgreich besucht worden ist. 2Ein Bildungsgang ist erfolgreich besucht, wenn die in der Abschlussklasse erbrachten Leistungen in allen unterrichteten Lernbereichen jeweils mit mindestens der Note „ausreichend“ bewertet worden sind und in den den Lernbereichen zugeordneten einzelnen Fächern insgesamt entweder in nicht mehr als zwei Fällen die Note „mangelhaft“ oder höchstens in einem Fall die Note „ungenügend“ erreicht worden ist. 3Noten in Fächern des berufsübergreifenden Lernbereichs, die bereits in einem früheren Schuljahr abgeschlossen wurden, sind zu übernehmen und gelten als in der Abschlussklasse erbrachte Leistungen.

(4) 1Über die Festsetzung der Noten in einem Lernbereich entscheiden die Lehrkräfte, die in dem Lernbereich planmäßig unterrichtet haben. 2Findet am Ende eines Bildungsganges eine Abschlussprüfung statt, so setzt der Prüfungsausschuss aufgrund der im Bildungsgang erbrachten Leistungen die Noten in dem Lernbereich fest und entscheidet aufgrund der Prüfungsergebnisse über die Beibehaltung oder Änderung der Noten für den Lernbereich und in den Fällen des § 22 Abs. 3 Satz 3 auch in Bezug auf die Noten in den Fächern.
§ 24
Wiederholung der Abschlussklasse
(1) 1Wer einen Bildungsgang nicht erfolgreich besucht hat, kann die Abschlussklasse einmal wiederholen.
(2) Der Prüfungsausschuss kann die Wiederholung der Abschlussklasse ausschließen, wenn der Prüfling die Abschlussprüfung willentlich ganz oder teilweise versäumt oder in der Prüfung keine Leistungsnachweise erbracht hat.

(3) 1Wer die Abschlussklasse zweimal erfolglos besucht hat, muss den Bildungsgang verlassen. 2Ein erneuter Besuch eines Bildungsganges, der zu demselben Abschluss führt, kann frühestens nach zwei Jahren zugelassen werden.

§ 29
Erwerb der Fachhochschulreife
Die Fachhochschulreife erwirbt, wer 

2. eine dreijährige Fachschule erfolgreich besucht und vor Beginn des Fachschulbesuchs den Sekundarabschluss I-Realschulabschluss oder einen gleichwertigen Bildungsstand erworben hat.

Besondere Vorschriften
§ 33
Besondere Vorschriften für einzelne Bildungsgänge

	Für die Fachnoten sind auch die dazugehörigen Lernfelder mit den entsprechenden Zeitanteilen zu berücksichtigen.
Prüfungsleistung wird dem Fach zugeordnet.
Die Entscheidung über die Angemessenheit der fachlichen wie pädagogischen Qualifikation trifft die Schulleitung.
Für die Berechnung der Durchschnittsnote werden ausschließlich die Noten der aufgeführten Fächer berücksichtigt. Achtung: Bei Abwahl des Faches Religion muss ein anderer Divisor eingesetzt werden (vgl. auch die Hinweise im Prüfungsbogen auf Excel-Basis)
Es dürfen nur max. 2 Fächer mit  „mangelhaft“ oder 1 Fach mit „ungenügend“ beurteilt und alle Lernbereiche müssen mind. „ausreichend“ sein.
Im Abschlusszeugnis werden die Fächer Deutsch, Fremdsprache, Mathematik, Politik, Religion immer mit Noten aufgeführt, auch wenn sie schon vorher abgeschlossen wurden.
Der Prüfungsausschuss setzt Noten für Fächer fest, in denen geprüft wird. Aufgrund der Prüfungsergebnisse wird über die Beibehaltung oder Änderung entschieden. Am Ende wird die Note für den Lernbereich errechnet.

Bei Nichtbestehen muss das  gesamte 3. Ausbildungsjahr wiederholt werden.
Für den Erwerb der FH-Reife müssen mindestens 80 Stunden Mathematik erteilt werden. Es findet keine zusätzliche Prüfung statt.
Vorbildung über die BFS Sozialpflege ist nicht ausreichend, hier kann über die Landesschulbehörde eine Überprüfung angeregt werden.



1.2 Auszug aus der Verordnung über berufsbildende Schulen BbS-VO vom 23.06.2014 mit Kommentaren (spez. Teil zu den FS) (Anlage 8 zu §33 BbS-VO)
	Text – BbS-VO
Auszug aus Anlage 8 zu § 33
	Umsetzung

	Ergänzende und abweichende Vorschriften
für die Fachschule
§ 1
Fachrichtungen
(1) Die Fachschule kann entsprechend der Fachrichtung geführt werden als Fachschule …
…. 26. Heilerziehungspflege
§ 2
Dauer und Gliederung der Ausbildung
(1) 1Die Ausbildung dauert 
1. in der Fachschule -Heilerziehungspflege- drei Jahre, 
(2) 1In den Fachschulen -Sozialpädagogik- und -Heilerziehungspflege- ist eine praktische Ausbildung in einschlägigen Einrichtungen als Bestandteil der Ausbildung durchzuführen. 2Die Schule leitet die Durchführung der praktischen Ausbildung an. 
§ 3
Aufnahmevoraussetzungen
(5) In die Fachschule -Heilerziehungspflege- kann nur aufgenommen werden, wer
1. als schulische und berufliche Voraussetzung
a) den Sekundarabschluss I-Realschulabschluss oder einen gleichwertigen Abschluss und
aa) den erfolgreichen Besuch der Berufsfachschule -Hauswirtschaft und Pflege- mit dem Schwerpunkt Persönliche Assistenz
bb) eine erfolgreich abgeschlossene mindestens zweijährige Berufsausbildung und den Berufsschulabschluss oder einen gleichwertigen Bildungsstand aufweist 
oder
b) eine Hochschulzugangsberechtigung besitzt und ein für die Fachrichtung einschlägiges Praktikum im Umfang von 400 Zeitstunden abgeleistet hat
und
2. seine persönliche Zuverlässigkeit und gesundheitliche Eignung nachweist; Absatz 4 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. 
Absatz 4, Satz 2 bis 4:
2Die Aufnahme wird zu Beginn der Ausbildung unwirksam, wenn die Schülerin oder der Schüler bis zu diesem Zeitpunkt die Zusage einer von der Schule als geeignet anerkannten Einrichtung über die Durchführung der praktischen Ausbildung, die persönliche Zuverlässigkeit oder die gesundheitliche Eignung nicht nachweist. Die persönliche Zuverlässigkeit kann durch die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes nachgewiesen werden. 4Die gesundheitliche Eignung setzt voraus, dass für die Schülerin oder den Schüler durch einen erhöhten Immunschutz üblicherweise eine Gefahr einer berufstypischen Infektion nicht besteht und auch von der Schülerin oder dem Schüler eine Gefahr nicht ausgeht.
(12) Ein dem Berufsschulabschluss gleichwertiger Bildungsstand kann auch durch eine entsprechende Feststellung der notwendigen Kenntnisse durch die aufnehmende Schule ersetzt werden.
(13) Mit Zustimmung der Schulbehörde können auch Bewerberinnen oder Bewerber aufgenommen werden, deren bisheriger beruflicher und schulischer Bildungsweg eine erfolgreiche Mitarbeit in der Fachschule erwarten lässt.

(14) In die Fachschule kann mit Zustimmung der Schulbehörde zu einem anderen Zeitpunkt als zum Beginn des Bildungsganges aufgenommen werden, wer neben den Aufnahmevoraussetzungen
1. Kenntnisse und Fertigkeiten besitzt, die den bis zu dem Aufnahmezeitpunkt vermittelten Bildungsinhalten entsprechen, und 
2. aufgrund eines protokollierten Beratungsgespräches einen erfolgreichen Abschluss des Bildungsganges erwarten lässt. 
§ 4
Schriftliche Prüfung
(1) 1Die schriftliche Abschlussprüfung besteht aus vier Klausurarbeiten. 2Die Bearbeitungszeit beträgt jeweils drei Zeitstunden. 
(3) In der Fachschule HEP sind die Klausurarbeiten in den aufgeführten Fächern zu schreiben: 
a) Deutsch/Kommunikation,
b) Heilerziehungspflegerische Begleitung und Pflege,
c) Heilerziehungspflegerische Konzepte und Prozessplanung
   und
d) Berufsidentität und Qualitätssicherung oder Lebenswelten
und Beziehungen.
§ 5
Praktische Prüfung
(2) 1In der Fachschule -Heilerziehungspflege- ist die praktische Prüfung im berufsbezogenen Lernbereich -Praxis- durchzuführen. 2Die Praxisaufgabe hat sich auf einen behinderten Menschen oder einer Gruppe von behinderten Menschen zu beziehen und ist selbstständig zu lösen. 3Die Aufgabe wird vier Werktage vor der praktischen Prüfung ausgegeben.4Die Planung hat der Prüfling der Prüferin oder dem Prüfer am Prüfungstag schriftlich vorzulegen. 5Abweichend von § 11 Abs. 1 des Ersten Teils wird die Aufgabe für die praktische Prüfung von der Lehrkraft, die den Prüfling während der praktischen Ausbildung betreut hat, im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter festgelegt. 6Die Prüfungszeit für die praktische Aufgabe soll zwei Zeitstunden nicht übersteigen.
§ 6

Besonderer Abschluss nach Klasse 1 der zweijährigen Fachschule

§ 7

Prüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler

Für die Fachschule -Heilerziehungspflege- findet § 19 des Ersten Teils keine Anwendung.
§ 8

Führen von Berufsbezeichnungen

(1) Mit dem erfolgreichen Besuch der jeweiligen Fachschule wird die Berechtigung erworben, eine Berufsbezeichnung entsprechend der Fachrichtung zu führen:
Nr. 6 „Staatlich anerkannte Heilerziehungspflegerin“ oder „Staatlich anerkannter Heilerziehungspfleger“, an der dreijährigen Fachschule - Heilerziehungspflege -
§ 9

Bescheinigung der Fachhochschulreife

Wer mit dem erfolgreichen Besuch der Fachschule die Voraussetzungen für die Zuerkennung der Fachhochschulreife erfüllt hat, erhält die Fachhochschulreife im Abschlusszeugnis auch dann bescheinigt, wenn eine Hochschulzugangsberechtigung bereits zu einem früheren Zeitpunkt durch den Besuch eines anderen Bildungsganges erworben wurde.
	Die Fachschule HEP hat die 
Nr. 26
Die Aufnahme mit dem Abschluss der ehemaligen BFS Sozialpflege erfordert die Zustimmung der Landesschulbehörde.
(Fach)hochschulreife zzgl. 400 Zeitstunden Praxis im pflegerischen oder erzieherischen Bereich. Über die Anerkennung entscheidet die Schule.
Führungszeugnis Belegart OE
Bei Einträgen i. d. R keine Aufnahme.
Bei der Bewerbung/Aufnahme: Hinweis auf Infektionsschutzgesetz/Biostoffverordnung
Erlass v. 20.03.07 (44-80 006/5/1-107)
Gleichwertigkeit ausländischer Bildungsabschlüsse:

Hierzu steht ein Orientierungsleitfaden zur Überprüfung auf dem Nibis-Server zum Download bereit.
In den Fällen, in den ein protokolliertes Beratungsgespräch durchzuführen ist, legt die Schule das Ergebnis vor; die NLSchB entscheidet.
Es sind Einzel- oder Gruppenangebote möglich.
Die Prüfungsaufgabe wird dem Prüfling vier Werktage vorher mitgeteilt.
Eine schriftliche Planung ist für die praktische Prüfung erforderlich. Sie muss erst am Prüfungstag abgegeben werden.
Es gibt keine vorzeitige Prüfung am Ende der Klasse 1 oder 2.

An der FS HEP ist keine Nichtschülerprüfung möglich.

Der entsprechende Hinweis ist auf dem Abschlusszeugnis einzufügen (vgl. Musterzeugnis)

Die FH-Reife wird auch dann bescheinigt, wenn bereits eine allgemeine Hochschulreife vorliegt.

Alle bekommen die FH-Reife bescheinigt.




1.3.
Auszug aus den Ergänzenden Bestimmungen für das berufsbildende Schulwesen (EB-BbS) mit Kommentaren vom 20.05.2014
	Text – EB-BbS

	Umsetzung


	Erster Abschnitt
Grundlagen der Ausbildung
2. Allgemeine Hinweise zu den Stundentafeln
2.7. Handlungsorientierter Unterricht

Der Unterricht in den berufsbildenden Schulen ist nach dem didaktischen Konzept der Handlungsorientierung durchzuführen. Für alle Bildungsgänge sind grundsätzlich kompetenzorientierte schulische Curricula anzulegen. Hinweise zur Umsetzung in der curricularen Arbeit und im Unterricht ergeben sich aus dem Konzept Handlungsorientierung in der beruflichen Bildung.
2.8. Lernfelder und Lerngebiete
Sehen die Stundentafeln vor, dass der Unterricht in einem Lernbereich nach Lernfeldern zu erteilen ist, so soll der Unterricht pro Schuljahr in der Regel in vier bis sechs Lernfeldern stattfinden. Die in den Ordnungsmitteln vorgesehenen Unterrichtsinhalte sind in den Lernfeldern pädagogisch und fachlich sinnvoll zusammenzufassen. Die im jeweiligen Schuljahr unterrichteten Lernfelder sind im Zeugnis besonders auszuweisen.
2.9 Optionale Lernangebote
2.9.1 Optionale Lernangebote sind für die Schülerin oder den Schüler verpflichtende Unterrichtsangebote.
2.9.2 Soweit in den Stundentafeln vorgesehen und in den Ordnungsmitteln nicht abweichend geregelt, kann die Schule im Rahmen der vorgegebenen Stundenzahl optionale Lernangebote wie folgt erteilen:
2.9.2.1 Als besonders benotetes zusätzliches Fach.
2.9.2.2 Zur Verstärkung des Unterrichtsumfanges der in der Stundentafel ausgewiesenen Fächer.
2.11. Praktische Ausbildung
Ort und Zeitpunkt der in den Stundentafeln vorgesehenen praktischen Ausbildung regelt die Schule. Der Ausbildungsplan wird von der Einrichtung und der Schule gemeinsam erstellt. Die praktische Ausbildung kann geblockt oder unterrichtsbegleitend erfolgen. Während der praktischen Ausbildung werden die Schülerinnen und Schüler von Lehrkräften der Schule in der Einrichtung besucht, beraten und in ihren Leistungen unter Einbeziehung der Praxisanleiterinnen und Praxisanleiter der Einrichtung bewertet. Nach Abschluss der praktischen Ausbildung haben die Schülerinnen und Schüler der Schule einen Bericht über ihre Tätigkeit und eine Bescheinigung der Einrichtung über die ordnungsgemäße Durchführung der praktischen Ausbildung einzureichen. Die Leistungen, die die Schülerinnen und Schüler während der praktischen Ausbildung erbringen, werden von den beteiligten Lehrkräften in die Leistungsbewertung für den entsprechenden Lernbereich einbezogen.
10. Fachschule
10.1 Allgemeine Hinweise
Rahmenvorgaben für den Erwerb der Fachhochschulreife:
- Sprachlicher Bereich 240 Stunden
- Mathematisch-naturwissenschaftlicher Bereich 240 Stunden
- Gesellschaftswissenschaftlicher Bereich 80 Stunden
Diese Stundenvorgaben sind im Rahmen der Lernbereiche der Stundentafel zu erbringen.
10.11. Stundentafel für die Fachschule – Heilerziehungspflege 
Lernbereiche 
Berufsübergreifender Lernbereich                 Gesamtwostden
mit den Fächern
Deutsch/Kommunikation                                                           3
Fremdsprache/Kommunikation                                                 3
Mathematik/Naturwissenschaft



     2

Politik                                                                                         2
Religion                                                                                     2
Berufsbezogener Lernbereich – Theorie -   Gewostunden
mit den Fächern:
Berufsidentität und Qualitätssicherung                                     6
Heilerziehungspflegerische Begleitung und Pflege                 15
Lebenswelten und Beziehungen                                               9
Heilerziehungspflegerische Konzepte und Prozessplanung   15
Optionale Lernangebote                                                            3
                                                           Insgesamt                     60
Berufsbezogener Lernbereich – Praxis – 
Während des Bildungsganges wird zusätzlich eine praktische Ausbildung von 1500 Zeitstunden durchgeführt. Die praktische Ausbildung ist vorrangig in den Bereichen Pflege, Bildung und Erziehung abzuleisten.
Die praktische Ausbildung ist um Fehlzeiten zu verlängern, die sechs Wochen überschreiten. Die Fehlzeiten sind vor Eintritt in die praktische Prüfung auszugleichen.
Zweiter Abschnitt
Zeugnisse und Noten
2. Inhalt der Zeugnisse
2.1. Zeugnisse berufsbildender Schulen müssen enthalten:
2.1.1. 
Name der Schule,
2.1.2. 
Art des Zeugnisses,
2.1.3. 
Name, Vorname, Geburtstag und Geburtsort der Schülerin oder des Schülers,
2.1.4. 
Bezeichnung des Bildungsganges (Schulform, Fachrichtung, ggf. Schwerpunkt, Ausbildungsberuf, Klassenstufe),
2.1.5. 
Bezeichnung der besuchten Klasse,
2.1.7.    Aussage über das Ergebnis des Schulbesuches (Versetzung, erfolgreicher Besuch)
2.1.8.    Bewertung der Leistungen in den einzelnen Lernbereichen und Fächern. Die erreichte Kompetenzstufe im Fach Englisch/Kommunikation kann auswiesen werden.
2.1.9.    Vermerke zu den erworbenen Abschlüssen und Berechtigungen,
2.1.10. Ort und Datum der Zeugnisausgabe,
2.1.11. Unterschriften bei
a) Abschlusszeugnissen nach einer Abschlussprüfung
• der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
• soweit nicht selbst vorsitzendes Mitglied im Prüfungsausschuss, der Schulleiterin oder des Schulleiters
• der Klassenlehrerin oder des Klassenlehrers
b) Abgangszeugnisse
der Schulleiterin oder des Schulleiters
der Klassenlehrerin oder des Klassenlehrers
c) Versetzungszeugnissen, Zeugnissen nach erfolglosem Besuch der Abschlussklasse, wenn die Klasse wiederholt wird
• der Schulleiterin oder des Schulleiters
• der Klassenlehrerin oder des Klassenlehrers
• der Erziehungsberechtigten, soweit die Schülerin oder der Schüler nicht volljährig ist
2.1.12. Kleines Landessiegel bei allen Zeugnissen, die einen Abschluss oder eine Berechtigung vergeben.
2.2
Zeugnisse berufsbildender Schulen können Erläuterungen zu der Leistungsbewertung enthalten.
2.3
Schülerinnen und Schülern, die sich durch eine ehrenamtliche Tätigkeit außerhalb des Verantwortungsbereichs der Schule verdient gemacht haben, können auf Antrag der Schülerin oder des Schülers und mit schriftlicher Bestätigung der Organisation, bei der die ehrenamtliche Tätigkeit ausgeübt wurde, durch ein entsprechendes Beiblatt zum Zeugnis gewürdigt werden. In dem Beiblatt ist darauf hinzuweisen, dass für den Inhalt der Würdigung die Organisation verantwortlich zeichnet.

	Handlungsorientierung in der berufllichen Bildung: bHO-Konzept veröffentlicht bei Nibis
http://www.nibis.de/nibis3/uploads/2nlq-a2/files/bHO-Gesamtkonzept.pdf
Die Lernbereiche sind nur noch durch Fächer strukturiert, denen die Lernfelder der Rahmenrichtlinien zugeordnet sind.
Das Fach Optionale Lernangebote kann ein zusätzliches Fach sein. Dieses Fach wird bezeichnet (z.B. Gebärdensprache) und benotet. Das Fach Optionale Lernangebote kann aber auch eine Vertiefung der Fächer der Stundentafel sein. Der Stundenumfang des Faches ist anzupassen. Die Durchführung muss auf dem Zeugnis deutlich werden. (siehe Kap.7 )
Jede Schule regelt die Organisation der praktischen Ausbildung.
Die Schule verantwortet die Note für die praktische Ausbildung.
Stundenumfang in drei Jahren (über die Verteilung entscheidet die Schule):
= 120 Stunden 
= 120 Stunden
=  80 Stunden
=  80 Stunden

=  80 Stunden
Für den Erwerb der FH-Reife muss Mathematik erteilt werden, da der naturwissenschaftliche Anteil im berufsbezogenen Lernbereich berücksichtigt ist.
= 240 Stunden
= 600 Stunden
= 360 Stunden
= 600 Stunden
= 120 Stunden
Gesamt 2400 Stunden
Lernfelder werden in der Stundentafel und im Zeugnis nicht mehr aufgeführt. Sie sind  Bestandteil der RRL und den einzelnen Fächern zuzuordnen.
6 Wochen Fehlzeiten beziehen sich auf 1500 Zeitstunden praktische Ausbildung. Sie entsprechen 240 Stunden.
Auf den Ausgleich der Fehlzeiten kann verzichtet werden, wenn an der Schule durch vermehrten Praxiseinsatz die geforderten Mindestbedingungen erfüllt werden.
Vgl. Zeugnisvorlage
Keine Bemerkungen zum Sozial- und Arbeitsverhalten im Zeugnis, auch nicht zu Fehlzeiten
Wenn Schulleiter/in und Klassenlehrer/in dieselbe Person ist, sind zwei Unterschriften erforderlich.
Anerkannte Schulen in freier Trägerschaft erhalten auf Antrag das kleine Landessiegel.
Versetzungs- und Abgangszeugnisse werden nicht gesiegelt.
Noten immer in Buchstaben, auch auf den Versetzungszeugnissen

s. Zeugnisvorlage



	Text – EB-BbS

	Umsetzung


	3. Arten der Zeugnisse
3.1 Halbjahreszeugnis
3.2 Versetzungszeugnis
Eine Schülerin oder ein Schüler erhält am Ende des Schuljahres ein Versetzungszeugnis.
Satz 1 gilt entsprechend, soweit in einzelnen Bildungsgängen eine Versetzung zu einem anderen Zeitpunkt stattfindet. In das Versetzungszeugnis ist einzutragen:
„Auf Beschluss der Klassenkonferenz versetzt."
oder
„Auf Beschluss der Klassenkonferenz nicht versetzt."
3.3 Abschlusszeugnis
3.3.2
„Sie/Er hat die Fachhochschulreife erworben.“
3.3.3
Wird komplett gestrichen, da alle SuS die FH-Reife erwerben.
„Durchschnittsnote
(in Ziffern und in Buchstaben)

3.3.5 Abschlusszeugnis der Fachschule
3.3.7 Zeugnis über den Erwerb der Fachhochschulreife

In das Abschlusszeugnis der Fachschule sind zusätzlich folgende Vermerke einzutragen:
„Der Abschluss der Fachschule entspricht der Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 07.11.2002 in der jeweils geltenden Fassung) und wird von allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland anerkannt."
3.3.7.2 ”Entsprechend der Vereinbarung über den Erwerb der Fachhochschulreife in beruflichen Bildungsgängen -Beschluss der Kultusministerkonferenz in der Fassung vom 9.3.2001 - berechtigt dieses Zeugnis in allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland zum Studium an Fachhochschulen.“

	Halbjahreszeugnisse sind nicht erforderlich, aber Versetzungszeugnisse nach den Klassen 1 und 2.
Ein Erweiterter Sek-I- RS-Abschluss ist nicht möglich.
Die Durchschnittsnote errechnet sich aus dem arithmetischen Mittelwert aller Noten (Fächer und Lernbereich) auf dem Zeugnis (eine Stelle hinter dem Komma, abgeschlagen, nicht gerundet)
Beispiel s. Kap. 2. „Fachhochschulreife“
Hinweis auf die gültige Rahmenvereinbarung und Vereinbarung zum Erwerb der Fachhochschulreife der KMK.


	3.4 Abgangszeugnis und -bescheinigung
3.4.1. Wer die Schule am Ende eines Bildungsganges verlässt, ohne den
Bildungsgang nach Maßgabe der Vorschriften der BbS-VO erfolgreich besucht zu haben, erhält ein Abgangszeugnis. Auf Antrag kann statt eines Abgangszeugnisses eine Bescheinigung über den Schulbesuch ausgestellt werden.
3.4.2. Wer die Schule vor dem Ende des laufenden Bildungsganges verlässt, erhält auf Antrag ein Abgangszeugnis, wenn eine Bewertung der Leistungen möglich ist.

3.7 Sonstige Zeugnisse und Bescheinigungen
3.7.1 Wer den Bildungsgang nicht erfolgreich besucht, aber den Bildungsgang oder die Abschlussklasse wiederholen will, erhält ein 
Zeugnis.
4.
Anlagen zu Zeugnissen (Portfolio)
4.2. Die Schule kann Abschlusszeugnissen Anlagen beifügen, aus denen sich die Beschreibung 
· der Bildungsziele,
· des vermittelten Berufsprofils,
· der besonderen Schwerpunktbildung,
· der vermittelten Kompetenzen,
· die in der praktischen Ausbildung oder in einem Förderkonzept erworbenen Kenntnisse und Erfahrungen sowie
· anderer wesentlicher Qualifikationen ergeben.
Diese Beschreibung kann auch mehrsprachig vorgenommen werden. 
6. Nicht benotete Fächer
6.1 Ist eine Leistung im Zeugnis nicht mit einer Note zu versehen, ist „teilgenommen" zu vermerken.
6.2 Ist der Unterricht in einem Fach aus schulorganisatorischen Gründen nicht erteilt worden, so ist anstelle der Note „nicht erteilt" zu vermerken.
6.3 Hat sich eine Schülerin oder ein Schüler vom Religionsunterricht abgemeldet und wird kein Unterricht in Werte und Normen nach § 128 NSchG erteilt, so ist der Vermerk „nicht teilgenommen“ einzutragen.
6.5 Können die Leistungen aus Gründen, die die Schülerin oder der Schüler nicht zu vertreten hat, in einzelnen Fächern nicht beurteilt werden, so ist anstelle einer Note der Vermerk „kann nicht beurteilt
werden" aufzunehmen.
7. Benachrichtigungen
Die Erziehungsberechtigten einer Schülerin oder eines Schülers sind über
- die Gefährdung der Versetzung
- die Gefährdung des Abschlusses,
- die Nichtversetzung,
- das Nichtbestehen der Abschlussprüfung,
- den erfolglosen Besuch des Bildungsganges
zu unterrichten.
Über die Gefährdung der Versetzung oder des Abschlusses ist durch einen Vermerk auf einem Zeugnis oder in anderer geeigneter schriftlicher Form so rechtzeitig zu unterrichten, dass noch eine Verbesserung der Leistungen der Schülerin oder des Schülers möglich ist. Die Eltern volljähriger Schülerinnen und Schüler sind in diesen Fällen zu benachrichtigen, sofern die Schülerin oder der Schüler nicht widerspricht. Eine unterbliebene Unterrichtung begründet keinen Anspruch auf Versetzung oder Vergabe des Abschlusses.
Dritter Abschnitt
Klassenbildung
1.2 Berufsbildende Schulen in Vollzeitform
Berufsbildende Schulen in Vollzeitform müssen jahrgangsweise organisiert werden.
Verschiedene Fachrichtungen derselben Schulform können in einer Klasse zusammengefasst werden; für den fachrichtungsspezifischen Unterricht können die Schülerinnen und Schüler einer Fachrichtung jeweils in getrennten Gruppen unterrichtet werden (äußere Differenzierung).

	Im Zeugnis werden die Noten ausgewiesen, in der Bescheinigung nur der Zeitraum des Schulbesuches.
Das Zeugnis erhält die Überschrift „Zeugnis“.
Ein Portfolio ist als Anlage zum Abschlusszeugnis möglich,
siehe Kapt 7.2  „Portfolio“.
Es wird empfohlen, die SuS -unabhängig von dem Alter- über die Gefährdung der Versetzung schriftlich zu informieren und den Erhalt bestätigen zu lassen. 
Bei der Klassenbildung ist darauf zu achten, dass den unterschiedlichen Fördergrundlagen des BAFöG entsprochen wird. Die Schule sollte die SuS über die Möglichkeiten der BAFöG-Förderung informieren.



2. Leistungsanforderungen und Bewertung
Der Abschluss Heilerziehungspflege ist im Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 6 zugeordnet. Die Kompetenzen entwickeln sich sukzessiv in der Ausbildung und sind entsprechend im Curriculum aufzunehmen. Am Ende der Ausbildung verfügen die SuS über die Kompetenzen der Niveaustufe 6. 

2.1 Deutscher Qualifikationsrahmen – Niveau 6 (Auszug)

Niveau 6 beschreibt Kompetenzen, die zur Planung, Bearbeitung und Auswertung von umfassenden fachlichen Aufgaben- und Problemstellungen sowie zur eigenverantwortlichen Steuerung von Prozessen/Abläufen in einem beruflichen Tätigkeitsfeld benötigt werden. Die Anforderungsstruktur ist durch Komplexität und häufige Veränderungen gekennzeichnet.
Fachkompetenz

Wissen

Über breites und integriertes berufliches Wissen einschließlich der aktuellen fachlichen Entwicklungen verfügen.
Kenntnisse zur Weiterentwicklung eines beruflichen Tätigkeitsfeldes besitzen.
Über einschlägiges Wissen an Schnittstellen zu anderen Bereichen verfügen.
Fertigkeiten

Über ein sehr breites Spektrum an Methoden zur Bearbeitung komplexer Probleme in einem beruflichen Tätigkeitsfeld verfügen.
Neue Lösungen erarbeiten und unter Berücksichtigung unterschiedlicher Maßstäbe beurteilen, auch bei sich häufig ändernden Anforderungen.

 

Personale Kompetenz

Sozialkompetenz

In Expertenteams verantwortlich arbeiten oder Gruppen oder Organisationen verantwortlich leiten.
Die fachliche Entwicklung anderer anleiten und vorausschauend mit Problemen im Team umgehen.
Komplexe fachbezogene Probleme und Lösungen gegenüber Fachleuten argumentativ vertreten und mit ihnen weiterentwickeln.
Selbständigkeit

Ziele für Lern- und Arbeitsprozesse definieren, reflektieren und bewerten und Lern- und Arbeitsprozesse eigenständig und nachhaltig gestalten.
2.2 Anforderungsbereiche

Um Leistungen differenziert zu erfassen, werden drei Anforderungsbereiche unterschieden. Um den verschiedenen Anforderungsbereichen gerecht zu werden und den SuS das Verständnis für die Aufgabenstellung zu erleichtern, sind den Anforderungsbereichen Operatoren zugeordnet. Sie sind als Verben formuliert (z.B. darstellen, erläutern) und  geben an, was der SuS konkret tun soll. Die Operatoren finden Anwendung im Unterricht, in Leistungsnachweisen und in der Prüfung. 
2.2.1 Anforderungsbereich I (Reproduktion)

Der Anforderungsbereich I umfasst die Wiedergabe von Sachverhalten aus einem abgegrenzten Gebiet im gelernten Zusammenhang sowie die Beschreibung, Darstellung und Anwendung gelernter und geübter Arbeitstechniken in einem begrenzten Gebiet und in einem wiederholenden Zusammenhang.

Dazu kann zum Beispiel gehören:

· Wiedergeben von im Unterricht erörterten Problem- bzw. Fragestellungen, Zusammenhängen und Prozessen (Daten, Fakten, Vorgänge, Begriffe, Formulierungen, Ergebnisse, Argumente, Theorien, Aussagen u. a.)

· Wiedergabe von Sachverhalten und Problemstellungen aus vorgegebenem Material. Kenntnisse der elementaren Grundlagen des Faches darlegen

· Anwenden der Fachsprache

· Bekannte Darstellungsweisen verwenden, typische Medien benutzen
Operatoren für Aufgabenstellung

· Nennen, beschreiben, darstellen, aufzeigen, wiedergeben, skizzieren, definieren, zusammenfassen
2.2.2 Anforderungsbereich II (Reorganisation und Transfer)

Der Anforderungsbereich II umfasst das selbstständige Bearbeiten, Ordnen und Erklären bekannter Sachverhalte sowie das angemessene Anwenden gelernter Inhalte und Methoden auf andere Sachverhalte.
Dazu kann zum Beispiel gehören:

· Sichten, sachgerechtes Ordnen und Auswerten von Daten aus vorgegebenem Material

· Strukturiertes Darstellen von komplexen fachbezogenen Aufgabenstellungen

· Analysieren und Interpretieren von Problemstellungen

· Pädagogische und psychologische Theorien oder/und  Sachverhalte vergleichend darstellen

· Skizzieren von Arbeitsschritten, die zur Lösung von Problemstellungen erforderlich sind

· Begründung des zur Bearbeitung der Aufgabe gewählten Lösungsweges

· Anwenden von aus dem Unterricht bekannten Lösungsstrategien auf komplexe Problem- und Fragestellungen

· Auswählen, Anwenden und Begründen geübter Methoden auf eine vorgegebene Problemstellung (z. B. strukturierende Methoden wie Mind-Maps, Diagramme und Prozessmodelle)

Operatoren

· Einordnen, vergleichen, zuordnen, in Beziehung setzen, erläutern, erklären

· Zusammenhänge herstellen, gliedern, herausheben, in eine andere Form übertragen
2.2.4 Anforderungsbereich III (problemlösendes Denken)
Der Anforderungsbereich III umfasst den reflexiven Umgang mit neuen Problemstellungen sowie das selbstständige Anwenden von Methoden mit dem Ziel, zu Begründungen, Deutungen, Wertungen und Beurteilungen zu gelangen.
Dazu kann zum Beispiel gehören:
· Selbstständiges Auswählen und Anwenden von Verfahren, die zur Lösung fachlicher Problem- bzw. Aufgabenstellungen oder zur Erstellung eines Handlungsplanes erforderlich sind.

· Beurteilen fachbezogener Problem- bzw. Fragestellungen unter Einbeziehung aktueller Entwicklungen.

· Stellungnahme zu Sachverhalten und Fragestellungen in einem gesellschaftlichen und werteorientierenden Kontext.

· Entwickeln eigenständiger Lösungsvorschläge und Handlungsstrategien 

· Gegenüberstellung und wertender Vergleich verschiedener Problemlösungen

· Entwicklung eigenständiger Hypothesen, Zukunftsperspektiven oder Visionen

Operatoren

· bewerten, beurteilen, überprüfen, Stellung nehmen, sich auseinandersetzen, Alternativen aufzeigen, planen, Grenzen aufzeigen, gestalten

· Aus anderen Erfahrungs- und Lernbereichen Argumente anführen, diskutieren

· Handlungsziele, Lösungen, Vorgehensweisen entwickeln und begründen

Um dem Niveau des DQR 6 zu entsprechen,  muss bei den Leistungsüberprüfungen  bei fortschreitender Ausbildung der prozentuale Anteil der Anforderungsbereiche verändert werden, mit dem Ziel im dritten Jahr den Schwerpunkt im Anforderungsbereich III  zu legen.
Vorschlag zur prozentualen Verteilung der Anforderungsbereiche 
	Anforderungsbereich
	I
	II
	III

	Klasse 1
	50%
	30%
	20%

	Klasse 2
	…..
	…..
	…..

	Klasse 3
	20%
	30%
	50%


2.3 Empfehlungen zur Notenfindung
Grundlage ist der § 22 Abs.1 – 7 BbS VO. Für alle Lernbereiche und Fächer werden Noten ermittelt.
Die Festlegung der Noten orientiert sich an den erbrachten Leistungen unter Berücksichtigung der Leistungsentwicklung, die der/die Schüler/in am Ende erreicht hat. Bei den Lernbereichsnoten werden außerdem die unterschiedlichen Zeitanteile und ggf. die davon abweichende Bedeutung der Fächer (vgl. RRL) berücksichtigt. Für Fächer des Berufsübergreifenden Lernbereiches, die im 1. oder 2. Jahr abgeschlossen wurden, gilt die Versetzungsnote als Bildungsgangnote. 
Die Bildungsgangnoten können als Dezimalzahl (z.B. mit einer Stelle hinter dem Komma) angegeben werden. Die Entscheidung dazu trifft die Schule / der Prüfungsausschuss. Die Prüfungsleistungen werden äquivalent zu den Bildungsgangnoten als Dezimalzahl eingetragen. Als Endergebnis dürfen auf den Zeugnissen nur ganze Noten ausgewiesen werden.
Die Notengebung von Leistungen in der praktischen Ausbildung kann an fachlich und pädagogisch qualifiziertes Personal übertragen werden. Die Entscheidung über die Angemessenheit der fachlichen wie pädagogischen Qualifikation trifft die Schulleitung.
Der Prüfungsausschuss entscheidet über die Gewichtung von Bildungsgangnote und Prüfungsleistung (Empfehlung der beteiligten Schulen: Bildungsgangnote 60 %, schriftliche und praktische Prüfungsleistung jeweils 40%).

Notenschlüssel (Kriterien der Benotung)
Die Schule legt einen eindeutigen Notenschlüssel zugrunde, aus dem sich die Noten ableiten lassen. Eine Orientierung ist mit dem  u.a. „IHK-Notenschlüssel“ gegeben. Wenn eine von 100 abweichende Gesamtpunktzahl vergeben wird, ergibt sich die Notenfindung durch eine entsprechende Abstufung nach dem neuen prozentualen Anteil.
	%-Anteil
	Note

	100 %  
	-
	92 %
	1

	91 % 
	-
	81 %
	2

	80 % 
	-
	67 %
	3

	66 % 
	-
	50 %
	4

	49 % 
	-
	30 %
	5

	29 % 
	-
	0 %
	6


Die Nutzung eines Tabellen-Kalkulationsprogramms erleichtert die Berechnung komplexerer Noten und führt zu einer transparente Entscheidungsgrundlage im Notenfindungsprozess.
2.4 Fachhochschulreife
Die Durchschnittsnote der Fachhochschulreife errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel aller Fächer und Lernbereiche der Stundentafel. Die Durchschnittsnote wird mit einer Stelle hinter dem Komma ermittelt. Das Ergebnis wird abgeschlagen (z.B. rechnerisches Ergebnis 2,89 = Durchschnittsnote 2,8). In den beigefügten Prüfungsbögen ist diese Berechnung automatisch enthalten.
3. Vorbereitung der Prüfung
3.1. Zeitplan

	Datum
	Zeit
	Arbeitsschritte
	Fundstellen



	
	Schuljahres-beginn
	( Termin für die mündliche Abschlussprüfung mit der Landesschulbehörde (LSchB) vereinbaren 


( Terminplan für das gesamte Prüfungsverfahren erstellen und bekannt geben an Prüfungsausschuss und Schüler


( Ein Ausschuss (SL + Lehrkräfte,  die planmäßig in dem Lernbereich unterrichtet haben) trifft Entscheidungen:

- zur Auswahl für die schriftliche Prüfung zwischen „Berufsidentität und Qualitätssicherung“ oder „Lebenswelten und Beziehungen“   

- zum Einsatz anderer Prüfungsarten (Kombinierte Prüfung, Projektarbeit)  

( Mitteilung an die Schüler


	Trifft nur für Ersatzschulen zu

Empfehlung

BbS-VO § 10 Abs 2

BbS-VO § 33 Anlage 8 § 4 Abs (3), 10

BbS-VO § 13 Abs 1

BbS-VO § 14 Abs 1

	
	8 -10 Wochen vor Ausbildungs-ende
	Verfahren zur Beantragung der Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung (Anerkennungsurkunde) einleiten 
	Nicht länger erforderlich

	
	4 Wochen vor …
	… der schriftlichen Prüfung werden für jede Klausur zwei Aufgabenvorschläge der Schulleitung zur Auswahl vorgelegt
	BbS-VO § 10 Abs 3

	
	3 Wochen vor …
	… der schriftlichen Prüfung sind den Prüflingen die Prüfungsgegenstände der Prüfungsfächer mitzuteilen.
	BbS-VO § 10 Abs 2

	
	
	Schriftliche Prüfung: 

· Erklärung Gesundheit

· Hinweis auf Konsequenzen bei Täuschungsversuch und Störungen
· Öffnung der ausgewählten Aufgaben

· Aufgabenerteilung

· Festsetzen von Beginn und Ende der Bearbeitungszeit

· Protokollführung

· Beurteilung der Arbeiten mit schriftl. Begründung
	BbS-VO § 16, 17




	
	
	Praktische Prüfung

Die Aufgaben der Praktischen Prüfung werden von den Lehrkräften, die die Prüflinge in der Abschlussklasse in dem Lernbereich planmäßig unterrichtet haben, im Einvernehmen mit der SL festgelegt.
	BbS-VO § 11 Abs 1



	
	4 Werktage vor der prakt. Prüf.
	Ausgabe der Aufgabe der praktischen Prüfung an die Schüler


	BbS-VO Anlage 8 zu §33;  § 5 Abs 2


	
	
	Durchführung der praktischen Prüfungen:
- Die Beurteilung ist schriftlich zu begründen

(d.h. Ablaufplan, Protokollführung und schriftliche Begründung)

Beachten: Die Planung hat der Prüfling den

  Prüfer/innen am Prüfungstag schriftlich

  vorzulegen inkl. Gesundheitserklärung
	BbS-VO Anlage 8 zu §33; § 5 Abs 2

BbS-VO § 11 Abs 2



	
	Nach der praktischen und schriftlichen Prüfung 
	Sitzung des Prüfungsausschusses
- Festlegung der im Bildungsgang erbrach-

  ten Leistungen und der Ergebnisse der 

  schriftlichen und praktischen Prüfungen

- Festsetzen der (vorläufigen) Endnoten

- Bestimmung der Gegenstände (§12 BbS-

  VO, hier S. 9) der Mündlichen Prüfungen
  ( Protokoll anfertigen


	BbS-VO  § 12 Abs 1



	
	2 Werktage….
	
vor der mündlichen Prüfung den Prüflin-
gen bekannt geben:

-  die Gegenstände der Mündlichen Prüfung

-
die Ergebnisse der schriftlichen und 


praktischen Prüfungen


	BbS-VO  § 12 Abs 2

	
	Vor der mdl. Prüfung …
	… anfertigen und zur Prüfung vorlegen:

Prüfungsbogen, Prüfungsablaufplan,

Plan für die Protokollführung und die Aufsicht im Vorbereitungsraum, Aufgaben für die mdl. Prüfung in mehreren Exemplaren, Schülerunterlagen, Prüfungsarbeiten (mit Erwartungshorizont), Protokolle, Gesundheitserklärung


	

	
	
	Durchführung der mdl. Prüfung


	

	
	
	Beschluss der Noten der mündlichen Prüfung

Bekanntgabe an die Schüler


	BbS-VO § 7 Abs 5


3.2. Beantragung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung Heilerziehungspfleger/in
Dieser Schritt entfällt. Vgl. hierzu § 8 Abs. 1 Nr. 6 der Anlage 8 zu § 33 BbS-VO in der ab dem 01.08.2016 geltenden Fassung!

3.2.1 Nachweise

Nach Abschluss der praktischen Ausbildung haben die Schüler/innen der Schule einen Bericht über ihre Tätigkeit und eine Bescheinigung der Einrichtung über die ordnungsgemäße Durchführung der praktischen Ausbildung inkl. angefallener Fehlzeiten einzureichen.











(EB-BbS 2014 1. Abschnitt 2.11)
Nachweis von Fehlzeiten in der Praktischen Ausbildung: „Die Praktische Ausbildung ist um Fehlzeiten zu verlängern, die 6 Wochen überschreiten. Die Fehlzeiten sind vor Eintritt in die Praktische Prüfung auszugleichen.“ 





(EB-BbS 2014 1. Abschnitt 10.11)
Sind im Ausbildungskonzept der Schule mehr Stunden für die praktische Ausbildung vorgesehen, so werden Fehlzeiten, die über 6 Wochen hinausgehen, mit den zusätzlichen Stunden verrechnet.  

3.2.2 Gesundheitserklärung

Zur Absicherung der Schule kann vor dem jeweiligen Prüfungsteil eine Erklärung zum Gesundheitszustand vom Schüler erfolgen. Beispiel: Gesundheitserklärung

Name der Schule

Hiermit bestätige ich, dass ich heute, am  . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  gesundheitlich in der 

Lage bin, die   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  - Prüfung abzulegen. 

.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Unterschrift des Schülers/der Schülerin

4. Schriftliche Prüfung
4.1 Grundsätzliche Hinweise

	
	Die schriftliche Prüfung besteht aus 4 Klausurarbeiten.

a) Deutsch/Kommunikation

b) Heilerzieherische Begleitung u. Pflege

c) Heilerziehungspflegerische Konzepte und Prozessplanung     und

d) Berufsidentität und Qualitätssicherung                             oder
     Lebenswelten und Beziehungen

Der Ausschuss (bestehend aus Schulleitung und Lehrkräften, die in dem Lernbereich planmäßig unterrichtet haben) beschließt, ob im Fach Berufsidentität und Qualitätssicherung oder Lebenswelten und Beziehungen geprüft wird.

 
	BbS-VO

Anlage 8 § 4

Anlage 8 § 4 Abs 3

BbS-VO §10

Abs (2)

BbS-VO § 33 Anlage 8 § 4 Abs (3), 10



	Zeitlicher Organisationsablauf
	4 Wochen vor der schriftlichen Prüfung werden für jede Klausur zwei Aufgabenvorschläge der Schulleitung zur Auswahl vorgelegt. Es ist anzugeben, welche Hilfsmittel der Prüfling benutzen darf.


	BbS-VO  § 10 Abs (3)

	
	3 Wochen vor der schriftlichen Prüfung wird den Prüflingen der Prüfungsgegenstand  mitgeteilt.


	BbS-VO  § 10

Abs. 2



	
	Es bestehen keine Bedenken, die Schüler/-innen über den Leistungsstand vor der Prüfung zu informieren


	

	Schriftliche Prüfung
	Vor jeder schriftlichen Prüfung ist die Abgabe der  „Gesundheitserklärung“ erforderlich


	

	
	Durchführung der vier schriftlichen Prüfungen zu 
je 3 Zeitstunden

Die Bearbeitungszeit verlängert sich um die Auswahl- und Vorbereitungszeit.

Prüfungsprotokoll anfertigen empfohlen

	BbS-VO 

Anlage 8 § 4 Abs. (1)

BbS-VO § 10 Abs. (4)

	
	Beurteilung der schriftlichen Prüfungen mit schriftlicher Begründung


	BbS-VO  § 10 Abs (5)


Die Aufgabenvorschläge sind auf der Grundlage der jeweiligen für den Unterricht maßgebenden fachlichen Bestimmungen zu erstellen. In den Aufgabenvorschlägen ist anzugeben, welche Hilfsmittel der Prüfling benutzen darf. 

Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann unter Angabe der Gründe neue Aufgabenvorschläge anfordern.

Die schriftlichen Arbeiten werden von den Lehrkräften beurteilt, die die Aufgabe erstellt haben.

(BbS-VO § 10 Abs 3 u. 5). Die Beurteilung ist schriftlich zu begründen.

Die Prüfungsaufgaben sind so zu stellen, dass  Leistungen aus allen drei Anforderungsbereichen erkennbar angefordert werden. 

Für die Bewertung einer Lernkontrolle sind die inhaltliche Richtigkeit, die Vollständigkeit, die Schlüssigkeit und die Begründung der Darstellung sowie der Gebrauch der Fachsprache maßgebend. (vgl. Rahmenrichtlinien Fachschule Heilerziehungspflege 2003)
4.2 Beispiel für ein Formblatt: Genehmigung des Themas für die schriftliche Prüfung
________________________________

Name der Schule

S c h r i f t l i c h e   P r ü f u n g 

Fach:









Datum: 

________________________________
_______________




________________________________


Fachprüfer / - in






___________________________________

Prüfungsklasse

 




___________________________________

______________________________________________________________________________

H i l f s m i t t e l

Folgende besondere Hilfsmittel sollen benutzt werden: 

                                                                                                                                Genehmigungs-

                                                                                                                                                             vermerk

Vorschlag  A:





___________________________________________        ______________
Vorschlag  B:





___________________________________________        ______________

______________________________________________________________________________

F a c h p r ü f e r / - in

Die Geheimhaltung der Vorschläge ist sichergestellt

________________________



__________________________

Datum







Fachprüfer/-in

______________________________________________________________________________

S c h u l l e i t e r / -in

Stellungnahme:


Einverstanden






Bemerkungen sind der Anlage zu entnehmen

_______________________




___________________________

Datum







Schulleiter/-in

	A u s w a h l e n t s c h e i d u n g 

gewählt                                                           Der nicht gewählte Vorschlag ist zum

                                                                       Nachschreiben im Rahmen dieser Prüfung

              Vorschlag  A                                         geeignet

              Vorschlag  B                                         nach Änderung geeignet

                                                                           nicht geeignet

_________________                                                         ______________________________

Datum                                                                                                     Schulleiter/-in


5. Praktische Prüfung
5.1 Grundsätzliche Hinweise

     
                Vorgaben                                             Umsetzung

	Bildungsgangnote          


             
	Die Bildungsgangnote ergibt sich aus den Leistungen im Fach „Praxis Heilerziehungspflege“


	Es bestehen keine Bedenken, die Schüler/-innen über den Leistungsstand vor der Prüfung zu informieren. 

	Aufgabenstellung
	Die Aufgaben für die praktische Prüfung werden von den im 3. Ausb.jahr Fachpraxis unterrichtenden Lehrkräften im Einvernehmen mit der Schulleitung gestellt.

(BbS-VO  § 11 Abs. 1
	Die Fachpraxis unterrichtenden Lehrkräfte müssen ihre Prüfungsvorschläge von der Schulleitung genehmigen lassen.

	Inhalt
	Eine Aufgabe aus dem Berufsbezogenen Lernbereich Praxis hat sich auf einen Menschen mit Behinderung oder einer Gruppe von Menschen mit Behinderung zu beziehen und ist selbständig zu lösen.

(BbS-VO § 33 Anlage 8 § 5 Abs. 2


	Die Lehrkraft hält mit dem/r Praxisanleiter/in Rücksprache über Ideen zur praktischen Prüfung.

Die Prüfungsaufgabe besteht aus einer schriftlichen Ausarbeitung, der praktischen Durchführung und einer eigenständigen abschließenden Reflexion. 

Beispiel eines Formblattes

für die Aufgabenstellung siehe 5.2.1.



	Vorberei-

tungszeit


	Vier Werktage

(BbS-VO § 33 Anlage 8 Abs 2
	Hierbei ist zu beachten, dass der Samstag im Gegensatz zum Sonntag als Werktag zählt.

	Abgabe


	Die Planung hat der Prüfling dem/r Prüfer/in spätestens am Prüfungstag schriftlich vorzulegen.

(BbS-VO § 33 Anlage 8 Abs 2
	

	Dauer
	Maximale Gesamtzeit: 2 Zeitstunden

(BbS-VO § 33 Anlage 8 § 5 Abs. 2
	Die Prüfung wird von der Lehrkraft der Schule abgenommen, die die praktische Ausbildung betreut hat. Praxisanleiter/innen können an der Prüfung teilnehmen. 


	Prüfungs-

ergebnis 


	Die praktische Prüfung wird von den Lehrkräften beurteilt, die die Aufgabe gestellt haben.

Die Beurteilung ist schriftlich zu begründen.                                                                                          
(BbS-VO § 11 Abs. 2
	Das Leistungsergebnis der praktischen Prüfung ist dem Berufsbezogenen Lernbereich – Praxis - zuzuordnen. 

Über die Prüfung wird ein Protokoll geführt 

(Anlage 5.2.5. Bewertungskriterien Bsp.).


5.2 Vorschläge zur Durchführung der praktischen Prüfung
5.2.1 Vorlage für ein Aufgabenblatt
Schulname

Praktische Prüfung 20XX

Schulform:

Fach:

Prüfling:

Prüfer/Prüferin:

Prüfungsdatum/Uhrzeit:

Einrichtung/Prüfungsort:

Aufgabe der praktischen Prüfung:

siehe Beispiele................................

Dieses Angebot darf keine Wiederholung vorhergehender heilerziehungspflegerischer Angebote darstellen.

1. Erstellen Sie schriftlich .........

2. Führen Sie das geplante Angebot durch.

3. Reflektieren  Sie im anschließenden Gespräch den Verlauf des durchgeführten Angebotes unter Berücksichtigung der im Unterricht erarbeiteten Struktur zur Reflexion eines Angebotes.  

_______________________________

Unterschrift der Prüferin/des Prüfers
5.2.2 Gewichtung

Vor der Prüfung wird die Gewichtung der Prüfungsteile (Durchführung, Reflexion und Planung) festgelegt und den Schülern mitgeteilt.

Eine schriftlich ausgearbeitete Konzeptplanung muss vor der Prüfung dem Prüfer vorliegen. 

Der Prüfling bestätigt mit seiner Unterschrift, dass er die Ausarbeitung selbständig angefertigt hat.
5.2.3 Bildungsgangnote Praxis HEP
Die Bildungsgangnote Berufsbezogener Lernbereich – Praxis sollte eine wesentlich höhere Gewichtung gegenüber der praktischen Prüfung haben. Die Entscheidung über die Gewichtung liegt beim Prüfungsausschuss.

Innerhalb der praktischen Prüfung sollte die praktische Durchführung eine höhere Gewichtung als die anderen Elemente (schriftliche Ausarbeitung, mündliche Reflexion) haben.

Beispiel:

Vorbereitung (Ausarbeitung): 
20 % 

Praktische Durchführung:       
50 %   

Reflexion



30 % 

5.2.4 Protokolldeckblatt

Name der Schule    

Protokoll:


Praktische Prüfung
Name des Prüflings: 
______________________________________

Einrichtung: 

______________________________________
Datum, Zeit:

______________________________________

Anwesende :_______________________________________________


Prüferin:       ________________________________________________  

Prüfungsaufgabe: siehe Anlage
Durchführungsprotokoll: siehe Anlage


Bildungsgangnote: ____________________

Benotung der Prüfung:
	Praktische Durchführung :     
	X    %
	
	

	Eigenständige Reflexion
	X    %
	
	

	Schriftliche Ausarbeitung:                                  
	X    %
	
	

	Ergebnis Praktische Prüfung: ______________




Datum, Unterschrift der Prüfungslehrkraft
5.2.5 Beispiel einer Bewertungsübersicht mit möglichen Kriterien
	
	Bemerkungen

	1. Schriftliche

Ausarbeitung
	Bedingungsanalyse /Personenbeschreibung


	

	
	Intentionen / Didaktische Analyse

Ziele
	

	
	Methodischer Verlauf (Thema, Inhalte Organisation)
	

	2. Organisation / Vorbereitung
	Das Material ist vollständig
	

	
	Das Material ist sinnvoll angeordnet


	

	
	Der Raum/Ort der Maßnahme ist gut vorbereitet
	

	3. Durchführung/

Methodische

Umsetzung 
	Behindertenspezifische Umsetzung unter Berücksichtigung fachdidaktischer Prinzipien

(z.B. Anschaulichkeit, Selbstständigkeit, Aktivität, Flexibilität)
	

	
	Zeitliche und inhaltliche Relation zwischen den Phasen (Einleitung, Hauptteil, Abschluss)
	

	
	Zielgruppe / -person wurde gut motiviert
	

	
	Umsetzung der Ziele
	

	
	Situationsorientiertes & behindertengerechtes Reagieren auf unvorhergesehene Schwierigkeiten
	

	4. Verhalten des

Prüflings
	Zuwendung zum Einzelnen / zur Gruppe


	

	
	Einbeziehen aller Teilnehmer
	

	
	Angemessene Hilfestellung
	

	5. Kommunika-

tionsfähigkeit

	Kann verbale & nonverbale Signale der Zielgruppe/person richtig deuten und in heilerziehungspflegerisches Handeln umsetzen
	

	
	Gibt situativ angemessene positive Verstärker

(Lob, Anerkennung, Bestätigung)
	

	
	Kann eigene Sprache sicher einsetzen
	

	6. Reflexion
	Der Prüfling konnte zur schriftlichen Ausarbeitung der Übung Stellung beziehen, gegebenenfalls evtl. Abweichungen konnten erörtert werden
	

	
	Der Prüfling  konnte zum Verlauf des Angebotes Stellung beziehen
	

	
	Verhaltensweisen der Zielgruppe/person konnten beschrieben werden
	

	
	Eigenes Verhalten konnte beschrieben werden
	

	
	Verbesserungsvorschläge oder weitere Anregungen werden genannt
	


Begründung der Prüfungsnote:   ________________________________________
_____________________________________________________________________

5.3 Exemplarische Aufgabenvorschläge für die Praktische Prüfung

Themenbereich: Sport – Bewegung
· Bieten Sie einem Bewohner Ihrer Gruppe verschiedene Spielangebote im Bewegungsbecken an, um ihm damit einen Ausgleich zum Alltagsgeschehen zu ermöglichen.

· 
Führen Sie mit den Frauen der Gruppe B. gymnastische Übungen im Wasser durch. Berücksichtigen Sie dabei die individuellen Voraussetzungen der Frauen.

· Durchführung eines Bewegungsangebotes mit einer Gruppe Bewohner. Thema: Gymnastik nach Musik für Senioren.

Themenbereich: Wahrnehmung
· Einzelförderung im Bereich haptisch taktile Wahrnehmung

· Einzelförderung im Bereich der vestibulären Stimulation zur Verbesserung der Körperhaltung

· Einzelförderung im Sinne der basalen Stimulation

· Ermöglichen Sie einer Bewohnerin eine intensive Körpererfahrung im Bereich der oberen Extremitäten durch eine Wahrnehmungsgeschichte unter Einsatz von verschiedenen Materialien.

Themenbereich: Musik-Rhythmik 
· Durchführung einer Unterrichtsstunde mit rhythmischen Elementen in einer Kleingruppe Schüler

· Einführung eines Sitztanzes mit einer Kleingruppe Bewohner 

· Durchführung einer Rhythmikübung nach Musik mit dem Medium>Ball< mit einer Kleingruppe Kinder mit Behinderungen 

Themenbereich: Kreativarbeiten

-
Durchführung einer Unterrichtsstunde in einer Kleingruppe Schüler


mit dem Schwerpunkt “freies kreatives Arbeiten“

· Einzelförderung im Kreativbereich mit dem Medium> Wolle <

· Durchführung einer Unterrichtsstunde im Fach: Werken mit einer Kleingruppe Schüler. Thema: Arbeiten mit Holz

Themenbereich: Religion
· Durchführung einer religionspädagogischen Übung mit einer Kleingruppe Kinder

· Erarbeiten Sie mit einer Gruppe Bewohner den Begriff der „Solidarität“. Stellen Sie dabei den religiösen Bezug dar und beziehen sie die Äußerungen auf den Alltag der Bewohner.

· Bieten Sie einem Bewohner Ihrer Gruppe ein religionspädagogisches Angebot an, indem Sie ihm das „Vater unser“ anschaulich vermitteln.
Themenbereich: Freizeitgestaltung
· Führen sie mit Männern der Außenwohngruppe Franziskus im Rahmen der


Beschäftigungsreihe am Computer Aufgaben aus, wobei erlernte Kenntnisse  


eingesetzt und zur Gestaltung von Einladungen genutzt werden.

· Geben Sie Frauen der Wohngruppe Anna hilfreiche Unterstützung bei der Gestaltung      


und Einrichtung des neuen Wohnzimmers.

· Durchführung eines Freizeitangebotes mit einer Kleingruppe Senioren zum Thema „Ostern“.
Themenbereich: Lebenspraxis-Hauswirtschaft

· Durchführung einer Übung mit einer Bewohnerin zur Erweiterung der lebenspraktischen Kompetenzen im Umgang mit Geld durch die Erarbeitung von Geldwerten 

· Förderung im hauswirtschaftlichen Bereich, Thema z.B.: Zubereitung einer Kaltspeise anhand eines Bildrezeptes

· Einzelförderung im Bereich lebenspraktische Erziehung zur größtmöglichen  


Selbstversorgung im Alltag

Weitere Themenbereiche können u.a. sein:

- Bildung


- Pflege


- Öffentlichkeitsarbeit usw.

6. Mündliche Prüfung

	Grundsätze


	Die mündliche Prüfung soll nur durchgeführt werden, wenn sie zur Klärung der Endzensur erforderlich ist.
	BBS VO 

§ 12 Abs. 1



	
	Mündliche Prüfungen finden ausschließlich in den Fächern der schriftlichen Prüfungen statt.

Eine freiwillige Meldung von SuS ist nicht möglich.


	BBS VO 

§ 12 Abs. 1

	
	Die mdl. Prüfungen in den Fächern der FS HEP dauern maximal 15 Minuten und werden vor dem Prüfungsausschuss von den Mitgliedern abgenommen, die die entsprechende schriftliche Prüfungsaufgabe gestellt haben.

Jedes Prüfungsausschussmitglied darf sich nach Zustimmung des Prüfungsausschussvorsitzenden an der mündlichen Prüfung beteiligen


	BBS VO 

§ 12 Abs. 3

BBS VO 

§ 12 Abs. 3



	Zeitlicher

Organisations-

Ablauf
	Der Prüfungsausschuss bestimmt aufgrund der  im Bildungsgang erbrachten Leistungen und der Ergebnisse der schriftlichen Prüfung für jeden Prüfling die Gegenstände der mündlichen Prüfung.


	BBS VO 

§ 12 Abs. 1

	
	Die Gegenstände der mündlichen Prüfung werden dem Prüfling 2 Werktage vor der mündlichen Prüfung bekannt gegeben, gemeinsam mit den Ergebnissen der schriftlichen und der praktischen Prüfung.


	BBS VO 

§ 12 Abs 2

	
	- Erstellung eines Zeitplanes der Mündlichen Prüfung;

- Information an die beteiligten Kollegen;


	

	
	Erstellen der Prüfungsaufgabe und des Erwartungshorizontes 


	

	
	Erstellen des Protokollbogens und Raumplanes/  

Aufsichtsplanes


	

	Mündliche Prüfung


	- Ausgabe der Prüfungsaufgabe an den Prüfling und

- Einräumung einer Vorbereitungszeit (kann – muss nicht) im separaten Vorbereitungsraum (unter Aufsicht)


	

	
	Der Prüfungsausschuss entscheidet aufgrund der im Bildungsgang erbrachten Leistungen und der Prüfungsergebnisse über die Endnoten in den Fächern und den Lernbereichen und gibt sie im Anschluss bekannt.

 
	BBS VO 

§ 23 Abs. 4


7. Zeugnisse und Portfolio
Ergänzend zu den u.a. Musterzeugnissen wird an dieser Stelle auch auf die Einsatzmöglichkeiten des nds. Programms BBS-Planung zur Erstellung von Zeugnissen hingewiesen.
7.1 Versetzungszeugnis nach der BbS-VO von 2014
Schulkopf
Frau / Herr......................................................................................................................
geboren am ............



in  ....................................
hat im Schuljahr .........................................      die Klasse ............................... 
der dreijährigen Fachschule Heilerziehungspflege besucht. 
Bewertung der Leistungen
	Berufsübergreifender Lernbereich 
	
	______________

	mit den Fächern
	
	

	Deutsch/Kommunikation
	……….
	

	Fremdsprache/Kommunikation (i.d.R. Englisch)
	……….
	

	Mathematik/Naturwissenschaft
	………..
	

	Politik
	……….
	

	Religion
	……….
	

	
	
	

	Berufsbezogener Lernbereich - Theorie -
	
	______________

	mit den Fächern
	
	

	Berufsidentität und Qualitätssicherung
	………
	

	Heilerziehungspflegerische Begleitung und Pflege
	………
	

	Lebenswelten und Beziehungen
	………
	

	Heilerziehungspflegerische Konzepte und Prozessplanung   
	………
	

	Optionale Lernangebote: XY (Bezeichnung des zusätzlichen Faches) 
 oder z.B  Vertiefung in den Fächern des Berufsbezogenen Lernbereichs –Theorie -
	………
	

	
	
	

	Berufsbezogener Lernbereich – Praxis -
	
	______________


Auf Beschluss der Klassenkonferenz versetzt / nicht versetzt.
Bemerkungen: Der Religionsunterricht wurde als ………………………… (Zutreffendes ergänzen) erteilt.
Ort / Datum:  ……………..
_________________________ 




____________________.
   
      Schulleiter/in

 





Klassenlehrer/in
1 = sehr gut, 2 = gut, 3 = befriedigend, 4 = ausreichend, 5 = mangelhaft, 6 = ungenügend

7.2 Abschlusszeugnis
Schulkopf
Abschlusszeugnis
Frau / Herr ………….................................................................................................................................
geboren am    .......................  in  .......................................................................... hat die Klasse .......... 
der Fachschule – Heilerziehungspflege - im Schuljahr …………. besucht. 
Bewertung der Leistungen
	Berufsübergreifender Lernbereich 
	
	______________

	mit den Fächern
	
	

	Deutsch/Kommunikation
	……….….
	

	Fremdsprache /Kommunikation
	     .…………
	

	Mathematik / Naturwissenschaft
	…….…….
	

	Politik
	………..….
	

	Religion
	……………
	

	Berufsbezogener Lernbereich - Theorie -
	
	______________

	mit den Fächern
	
	

	Berufsidentität und Qualitätssicherung
	……..……
	

	Heilerziehungspflegerische Begleitung und Pflege
	…………..
	

	Lebenswelten und Beziehungen
	…………..
	

	Heilerziehungspflegerische Konzepte und Prozessplanung   
	…………..
	

	Optionale Lernangebote: „XY“ (Bezeichnung des zusätzlichen Faches) 
 oder z.B Vertiefung in den Fächern des Berufsbezogenen Lernbereichs –Theorie - 
	……………..
	

	
	
	

	Berufsbezogener Lernbereich – Praxis -
	
	______________


Frau / Herr .......................................  hat die Fachschule –Heilerziehungspflege – mit der Abschlussprüfung erfolgreich abgeschlossen. Er/Sie ist damit berechtigt, die Berufsbezeichnung 

staatlich anerkannte/r Heilerziehungspfleger/in
zu führen.
Der Abschluss Heilerziehungspflege ist im Deutschen und Europäischen Qualifikationsrahmen dem Niveau 6 zugeordnet.

„Der Abschluss der Fachschule entspricht der Rahmenvereinbarung über Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 07.11.2002 in der jeweils geltenden Fassung) und wird von allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland anerkannt."

Frau / Herr ……………………… hat die Fachhochschulreife erworben.

Durchschnittsnote
	in Ziffern
	in Buchstaben


Entsprechend der Vereinbarung über den Erwerb der Fachhochschulreife in beruflichen Bildungsgängen - Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 9.3.2001 - berechtigt dieses Zeugnis in allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland zum Studium an Fachhochschulen.
Bemerkungen: Der Religionsunterricht wurde als ………………………… (Zutreffendes ergänzen) erteilt. 
Ort / Datum: 





Siegel
________________________


________________


________________
Prüfungsvorsitzende/r 

        

 Schulleiter/in

 

Klassenlehrer/in   
1 = sehr gut, 2 = gut, 3 = befriedigend, 4 = ausreichend, 5 = mangelhaft, 6 = ungenügend

7.3 Portfolio
a) Auszug aus EB-BbS, Zweiter Abschnitt 
4. Anlagen zu Zeugnissen (Portfolio) 
4.1 Die Schule kann Abschlusszeugnissen Anlagen beifügen, aus denen sich die Beschreibung 
· der Bildungsziele, 
· des vermittelten Berufsprofils, 
· der besonderen Schwerpunktbildung, 
· der vermittelten Kompetenzen, 
· der in der praktischen Ausbildung oder in einem Förderkonzept erworbenen Kenntnisse und Erfahrungen sowie 
· anderer wesentlicher Qualifikationen ergibt. 
b) Kommentar / Empfehlung
Ein Portfolio ist eine Anlage, die individuell die Schule erstellt. 
Die folgenden Hinweise sind als Anregung zu verstehen.
Die Gliederung im Beispiel ist modifiziert, da eine Ausweisung von einzelnen Kompetenzen nicht sinnig erscheint. Die Fundstellen weisen auf Quellen hin, von denen sich das Profil der Schule z.T. ableitet.
Schulkopf 
Portfolio 
1. Ziele des Bildungsganges und das Berufsprofil: 

- Vorbemerkungen der RRL

- Erläuterungen zum Lernfeld „Berufliche Identität entwickeln“

- Leitideen der Behindertenhilfe 
                 (Inhalt im Lernfeld „Lebenswelten strukturieren und gestalten“)

- Leitbild der Schule / Schulform

- Gesellschaftlicher Standort der Behindertenhilfe und des Berufes

      (Inhalt des Lernfeld „Berufliche Identität entfalten...“)

2. Lernen in Lernfeldern

.......

3. Praktische Kenntnisse und Erfahrung (Praktische Ausbildung)

- Umfang der praktischen Ausbildung

- Praxisfelder 

4. Besondere Aspekte (Schwerpunkte) in der Ausbildung


- Projekte: ................................................................................


       ................................................................................


       ................................................................................



- Zertifikate: ..............................................................................


         ...............................................................................



- Berechtigungen: ......................................................................



        .......................................................................

8. Handlungsorientierte Prüfung
8.1. Kombinierte Prüfung

In der kombinierten Prüfung werden schriftliche, praktische und mündliche Prüfungsteile zu einer Prüfungsaufgabe zusammengefasst. 

Gegenstand der kombinierten Prüfung ist die Auseinandersetzung mit der jeweiligen heilerziehungspflegerischen Gesamtthematik und der Anwendung auf die spezifischen Bedürfnisse der Menschen mit Behinderung, die in die praktische Prüfung eingebunden sind. 

  Schriftliche
Prüfung





Praktische Prüfung 

	Schriftlicher Prüfungsteil mit

mündlicher Überprüfung
	Durchführung & Reflexion

	↓
	↓

	in einem Fach


	Praktische Prüfung im Fach Berufsbezogener Lernbereich – Praxis -  


In der schriftlichen Ausarbeitung werden Kenntnisse für das theoriegeleitete Handeln und dessen Umsetzung gefordert (z.B. in der Sachanalyse, Aufzeigen von Zusammenhängen zu den Theorien des jeweiligen Faches). 

Der Prüfungsausschuss entscheidet über die Zuordnung des schriftlichen Prüfungsteils zu einem Fach (z.B. statt einer schriftlichen Prüfung im Fach „Heilerziehungspflegerische Konzepte und Prozessplanung“  wird eine Kombinierte Prüfung durchgeführt).
Die Aufgabenstellung für das Thema der Kombinierten Prüfung wird dem Schüler/der Schülerin rechtzeitig entsprechend den Vorgaben der BbS-VO für die einzelnen Prüfungsteile vorher mitgeteilt. In der Bearbeitungszeit können fachliche Informationsquellen (Bücher, Fachzeitschriften, Internet, …) genutzt werden, da nicht reproduziertes Wissen im Vordergrund steht, sondern die Auseinandersetzung mit einer Theorie oder einem Konzept, sowie die Übertragung und Anpassung auf eine konkrete individuelle Situation. 

Der schriftliche Prüfungsanteil wird von der Lehrkraft beurteilt, die in dem zugeordneten Fach unterrichtet hat. 
( Beispielhafte Aufgabenstellung einer kombinierten Prüfung:
Berufsbildungswerk Osnabrücker Land e.V.
Fachschule Heilerziehungspflege
Kombinierte Prüfung nach §13 BbS-VO
Praktische Prüfung im Fach: 

Berufsbezogener Lernbereich – Praxis –





und 

 
schriftliche Prüfung im Fach:

Heilerziehungspflegerische Konzepte und Prozessplanung
Einrichtung: 
…


Kooperationsklasse einer Förderschule für geistige
                                                          Entwicklung einer Grundschule 
Schüler/in:




Prüfer/innen:




Protokollant der mündl. Prüfung:

Datum / Uhrzeit:



Die Psychomotorik als ein Konzept der Persönlichkeitsbildung über motorische Lernprozesse bietet Kindern in einer Förderschule für geistige Entwicklung die Möglichkeit, ihre Handlungskompetenz zu erweitern bzw. zu festigen. Dies trifft insbesondere in den Kooperationsklassen zu im gemeinsamen Unterricht mit Regelschülern/innen.
Aufgabe:
Bereiten Sie nach den im Unterricht erarbeiteten Prinzipien schriftlich ein Angebot vor, in dem Sie mit den Kindern im Bereich des dynamischen Gleichgewichts arbeiten, abgestimmt auf die individuellen Voraussetzungen der Kinder.
Setzen Sie sich im schriftlichen Teil dieser kombinierten Prüfung mit der Gesamtthematik der Planung von vestibulären Wahrnehmungsangeboten auseinander!
Übertragen Sie die Ergebnisse Ihrer Erörterung auf die alltägliche Arbeit in der Kooperationsklasse und setzen Sie sich kritisch damit auseinander!
Führen Sie Ihre schriftliche Vorbereitung praktisch durch und reflektieren Sie nach der Durchführung mündlich die Ziele und die Vorgehensweise der Durchführung!
BBW Osnabrücker Land e.V.
- Fachschule Heilerziehungspflege -
Mündliche Überprüfung

Klasse 

Fach :

Heilerziehungspflegerische Konzepte und Prozessplanung



Prüferin:



Protokollant:



Aufgabe
Formulieren Sie eine Definition der vestibulären Wahrnehmung und erläutern Sie die Bedeutung für die Entwicklung des Kindes.
Beschreiben Sie die Folgen von vestibulären Wahrnehmungsstörungen und setzen Sie sich kritisch mit dem heutigen Alltag eines Kindes auseinander im Hinblick auf die Möglichkeiten, die vestibulären Wahrnehmung zu entwickeln.
Setzen Sie diese Kenntnisse in Bezug zu der Durchführung Ihrer praktischen Prüfung.
8.2. Projektarbeit anstelle einer Prüfungsklausur (BbS-VO § 14)
8.2.1 Rechtlicher Rahmen
Die Projektarbeit kann von einzelnen oder mehreren Schüler/innen bearbeitet werden. Damit bietet sich im Rahmen des Lernfeldkonzeptes eine gute Möglichkeit, bei Gruppenprojekten auch Sozial- und Personalkompetenzen zu entwickeln.
Die Projektarbeit ersetzt eine Klausur der schriftlichen Prüfung und wird damit einem Fach zugeordnet.
Die Projektarbeit ist eine komplexe praxisbezogene Aufgabe unter einer übergreifenden Themenstellung. Sie wird von den Lehrkräften, die die Projektarbeit planmäßig betreut haben, bewertet.
Voraussetzungen
( Schüler/innen kennen und haben Erfahrungen mit der Methode der Projektarbeit im Rahmen   
    des Unterrichts.
( Projektarbeit muss zeitlich begrenzt werden. Empfehlenswert sind 8 - 12 Wochen.
( Eine Reflexion mit der Lehrkraft findet während der Projektarbeit nicht statt.
( Die Entscheidung für eine Gruppen- oder Einzelarbeit gilt immer für die gesamte Klasse.
( Die Projektarbeit grenzt sich von der praktischen Prüfung eindeutig ab.
( Die Aufgabenstellung wird von der Lehrkraft gestellt.
Bestandteile der Projektarbeit
Eine schriftliche Ausarbeitung sollte erstellt werden zu den Bereichen Planung, Durchführung und Evaluation. Hierzu sollten die Kriterien für den Umfang, die Inhalte und die Bewertungskriterien der jeweiligen Schule angewendet werden.
Jede Schule legt ihre eigene Dokumentationsform fest (Präsentation, Protokoll u.a.).
Bei Gruppenarbeiten muss jede/r Schüler/in den Arbeitsprozess reflektieren.
Bei Gruppenarbeiten werden Einzelnoten für jede/n Schüler/in gegeben.
Beispiele für Projektthemen
Die anwendungsbezogene Aufgabe muss nicht zwangsläufig einen direkten Kontakt zu Menschen mit Behinderung beinhalten. Wichtig ist eine klare Abgrenzung zu den Themen der praktischen Prüfung. Mögliche Projektthemen könnten sein:
( Herstellung von Beschäftigungsmaterialien für eine spezielle Zielgruppe
( Einrichten eines Snoezelenraumes
( Möglichkeiten des Sponsorings für eine Einrichtung aufzeigen
( Erstellen eines Flyers zur Öffentlichkeitsarbeit einer Einrichtung
( Broschüren in leichter Sprache
8.2.2 Beispiel einer Projektarbeit FS-HEP Quakenbrück
Fach: Heilerziehungspflegerische Konzepte und Prozessplanung


Erwartungshorizont 
Projektmanagement
Name: 
Thema:  Führen Sie nach dem Konzept des Projektmanagements (s. Anhang) mit einer

      Gruppe des Klientels Ihrer Praxiseinrichtung selbständig ein Projekt mit dem 

      Thema  „……………………………………………………………………….“  

      durch und dokumentieren es. 
	1. Projektplanung     
	30
	

	1.1. Analyse der Ausgangssituation
         (Handelt es sich um ein Problem? Existieren zu dieser Problematik bereits Projekte?  
            Setzt sich das Projekt vom Alltagshandeln ab? …)
1.2. Zieldefinierung
         (je nach Klientel wird hier das Richtziel verdeutlicht und begründet, …)
1.3. Bedingungsanalyse
(Zeitstruktur, Personaleinsatz, räuml. Bedingungen, Finanzierung, Klientenwechsel …)
1.4. Bestimmung der Projektbeteiligten
         ( Kurzbeschreibung der Gruppe in Bezug auf das Projektvorhaben)
1.5. Aufgaben des Projektleiters
         (Individuelle heilerzieherische Verhaltensweisen,....)

	2. Projektdurchführung
	20
	

	2.1. Systematische Stundenübersicht
         ( evtl. Einführungsstunde, Durchführungsphase, Projektabschluss)        
2.2. Darstellung der einzelnen Projektstunden in übersichtlicher Fassung

	3. Projektevaluation
	40
	

	3.1. Wie erlebten Sie Interaktions- und Kommunikationsprozesse?
(In Bezug zu den Projektteilnehmern und Teammitgliedern)
3.2. Zielorientierung   
         (Sind die Zielfindungsprozesse mit gesellschaftlichen Zielvorgaben konform)
3.3. Spezifische Reflexion der Lernerfahrungen

	4. Gesamteindruck 
	10
	

	Formelle Anforderungen, Deckblatt, Inhaltsverzeichnis, Seitenangabe
Rechtschreibung
Quellen

	      Gesamtpunktzahl
	100
	


Datum



Unterschrift




Zensur
	Noten:
sehr gut (100-92), gut (91-81), befriedigend (80-67), ausreichend (66-50), mangelhaft (49-30), ungenügend (29-0)


Formelle Anforderungen:
Schriftgröße:

12 pt          
Zeilenabstand:
1.0
Seitenangabe:
20-25
Die Aufgabenstellung des Projektmanagements wird vor Beginn der praktischen Ausbildung im 3. Ausbildungsjahr besprochen. Das konkrete Thema wird am 1.Studientag zwischen dem praxisbegleitenden Dozenten und dem Schüler abgestimmt.
Mit der konkreten Erarbeitung des Projektes sollte nach dem 1. Studientag begonnen werden! Die schriftliche Dokumentation ist am ……………… beim praxisbegleitenden Dozenten abzugeben.
Das Projektmanagement ersetzt eine schriftliche Prüfung im Fach: Heilerziehungspflegerische Konzepte und Prozessplanung.
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